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Erneute Planoffenlage nach §4a BauGB 
 
In seiner Sitzung vom 13.09.2023 hat der Ortsgemeinderat Ahrbrück die öffentliche Auslegung des 

Planentwurfs gem. §3 Abs. 2 BauGB beschlossen.  

 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach §3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom 27.09.2023 bis 30.10.2023.  

Während des Verfahrens nach §3 Abs. 2 BauGB und §4 Abs. 2 BauGB wurde festgestellt, dass es sich 

bei der rückwärtigen Bebauung im Bereich der Parzellen 26/5 und 27/10 um genehmigte 

Wohnnutzungen von Hauptgebäuden handelt. Die Änderung bezieht sich daher nur auf die 

Festsetzungen der überbaubaren Grundstücksfläche im Bereich der betroffenen Gebäude.  

Wird der Entwurf nach dem Verfahren nach §3 Abs 2 oder §4 Abs. 2 BauGB geändert, ist er erneut 

auszulegen.  

 

Bei der Änderung des Entwurfs des Bebauungsplans „Nr. 2“ werden die Grundzüge der Planung nicht 

berührt. Die Änderung bezieht sich lediglich auf die zeichnerischen Festsetzungen der 

überbaubaren Grundstücksfläche im Bereich der Parzellen 26/5 und 27/10 (Änderungsbereich 2). 

Gem. §4a Abs. 3 BauGB wird die erneute Offenlage angemessen verkürzt und eingeschränkt 

durchgeführt.  

 

Gegensand der erneuten Planoffenlage stellt nur die Änderung der überbaubarbaren 

Grundstücksgrenze im gekennzeichneten Bereich dar. 

 

Stellungnahmen sind nur zu den geänderten Inhalten des Bebauungsplanentwurfs möglich. 

 
Abbildung 1: Gegenstand der erneuten Planoffenlage (Planzeichnung vom 10.11.2023) 
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1. Anlass und Erforderlichkeit der Bauleitplanung 

Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Ahrbrück hat in seiner Sitzung am 30.03.2022 die 12. Änderung 

des Bebauungsplans „Nr. 2“ beschlossen. Die Ortsgemeinde hat im Rahmen der 

Konversionsmaßnahme „Brohl Wellpappe“ mehrere Grundstücke im Bereich des Bebauungsplans „Nr.                                

2“ in Ahrbrück erworben. Hier kann Ersatzwohnbauland für Flutgeschädigte zur Verfügung gestellt 

werden. 

 

Sobald und soweit für die städtebauliche Entwicklung erforderlich, haben Gemeinden nach §1 Abs. 3 

BauGB Bauleitpläne aufzustellen. Die Erforderlichkeit der städtebaulichen Entwicklung ergibt sich für 

den Geltungsbereich daraus, dass für den Bereich im Rahmen der Konversionsmaßnahme „Brohl“ 

Wellpappe eine planerische Konzeption, die Entstehung von bis zu 10 Einzelhäusern, der Gemeinde 

verfolgt werden soll, welche nach aktuellem rechtskräftigem Bebauungsplan für diesen Bereich nicht 

realisierbar ist.  

 

Der Bebauungsplan „Nr. 2“ stammt aus den späten 60er Jahren. Bei der Aufstellung wurden Aspekte 

der Nachhaltigkeit und flächensparenden Bauweise noch nicht fokussiert. Die umfassenden als 

Grünflächen festgesetzten Bereiche und die weit zurückgezogenen Baugrenzen mit übermäßig bereiten 

Straßen von knapp 10 Metern bestätigen dies. Auf den Grundstücken 27/5 und 26/6 mit circa 0,4 ha 

Fläche können nach aktuellem Baurecht kaum mehr als 5 Einfamilienhäuser entstehen. Die damals 

getroffenen Festsetzungen werden als nicht mehr zeitgemäß empfunden. 

 

Im nördlich und westlich angrenzenden Bereich setzt der aktuell rechtskräftige Bebauungsplan ebenfalls 

Baufenster fest, die eine nachhaltige und vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung 

erfolgenden städtebauliche Entwicklung gemäß §1 Abs. 5 S.1 und S.3 BauGB nicht ermöglichen. Dies 

erfordert eine Überprüfung und Änderung der aktuellen Festsetzungen für diesen bereits zum größten 

Teil bebauten Bereich. Der bisher bestehende Bebauungsplan schränkt die Bebaubarkeit der 

Grundstücke hier stellenweise ein. Zudem wurden im Jahre 1965 Festsetzungen getroffen, die 

hinsichtlich der tatsächlichen Entwicklung überprüft und angepasst werden müssen.  

 

Auch die breit angelegten Verkehrsflächen sollen im Zuge der Bebauungsplanänderung überprüft 

werden und auf ein Mindestmaß zugunsten der privaten Baugrundstücke festgesetzt werden. 
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2. Lage des Plangebiets 

Das etwa 1,9 ha große Plangebiet liegt im Gemeindegebiet der Ortsgemeinde Ahrbrück. Die 

Ortsgemeinde gehört zur Verbandsgemeinde Altenahr und hat rund 1.211 Einwohner (Stand 

31.12.2018). Das Plangebiet liegt im östlichen Ortsteil Ahrbrück südlich des Kesselinger Bachs. Nördlich 

des Kesselinger Bachs befinden sich Flächen der ehemaligen Brohler Wellpappe Fabrik. Nördlich 

verläuft die Landesstraße L85 (Kesselinger Straße) als Verkehrsverbindung in Richtung Kesselinger 

Tal, Dorfmitte und Bahnhof Ahrbrück. Das Gebiet gehört zu den Flächen der Konversionsmaßnahme 

„Brohl Wellpappe“ im Zuge derer die Ortsgemeinde mehrere Grundstücke im Bereich des Plangebiets 

erworben hat. Südlich, westlich und östlich des Plangebiets grenzen in direkter Nachbarschaft 

Wohnnutzungen an.  

 

  

Abbildung 2: Lage des Plangebietes (Quelle Grundlage: www.openstreetmap.org) 

 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Plangebiet 
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3. Verfahrensanforderungen 

Der Gemeinderat Ahrbrück hat in seiner Sitzung vom 30.03.2022 den Aufstellungsbeschluss für die 

12. Änderung des Bebauungsplans „Nr. 2“ gemäß §2 Abs. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren nach 

§13a BauGB gefasst, um hier Ersatzwohnbauland für Flutgeschädigte zur Verfügung zu stellen.  

Der Geltungsbereich des Änderungsbereichs umfasst folgende Flurstücke: 25/5 25/10, 25/15, 25/16, 

25/17, 26/5, 26/6, 26/7, 27/5, 27/8, 27/10, 27/11, 27/13, 27/14, 27/15, 27/16, 27/17, 27/18, 49/2 

(teilweise), 50, 55/5 (teilweise), 56, und 122/6 (teilweise).  

 

 

 

Abbildung 3: Geltungsbereich des Bebauungsplans o.M. 

 
Der Geltungsbereich der 12. Änderung des Bebauungsplanes „Nr. 2“ lässt sich in drei 

Änderungsbereiche einteilen:  

 

Änderungsbereich 1 besteht aus den Flurstücken 26/6, 26/7 (teilweise), 27/5 und 27/8. Dieser 

Teilbereich umfasst somit die Flächen, die im Rahmen der Konversionsmaßnahme „Brohl Wellpappe“ 

von der Ortsgemeinde erworben wurden. Hier sollen planungsrechtliche Grundlagen für eine 

städtebauliche Nachverdichtung geschaffen werden. Um dem Bedarf an Ersatzwohnbauland gerecht 

zu werden, soll hier eine Umwidmung der Baugebietskategorie Allgemeines Wohngebiet (WA) in ein 

Reines Wohngebiet (WR) erfolgen. Hier sollen zudem gestalterische und bauordnungsrechtliche 

Vorgaben getroffen werden, die eine „gestalterische Handschrift“ sicherstellen. Dieser mit Landesmitteln 

geförderte Siedlungsbereich, in dem durch die Bebauungsplanänderung eine dichtere Bebauung von 
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Einzelhäusern zugelassen werden soll, soll dadurch städtebaulich geordnet werden, sich optisch vom 

bebauten Umfeld abheben und ein nach außen einheitliches Gesamtbild erzeugen.  

 

Änderungsbereich 2 besteht aus dem angrenzenden bestehenden Siedlungsbereich, der nördlich und 

östlich an den Änderungsbereich 1 angrenzt. Hier werden eine Überprüfung und Anpassung der 

Bebauungsplanfestsetzungen aus dem Jahr 1966 an zeitgemäße Anforderungen notwendig. Die Art 

und das Maß der baulichen Nutzung sollen hier im Wesentlichen beibehalten werden. Die 

rechtskräftigen Festsetzungen zur „überbaubaren Grundstücksfläche“ sollen mit der Änderung 

vereinfacht werden.  

 

Änderungsbereich 3 umfasst die Verkehrsflächen des „Birkenwegs“, der „Talstraße“ und der 

„Mühlenstraße“. Hier soll eine Reduzierung der im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten 

„öffentlichen Verkehrsfläche“ auf ein richtliniengemäßes Mindestmaß vorgenommen werden. Die 

Verkehrsflächenreduzierung soll zugunsten der resultierenden privaten Baulandflächen erfolgen. 

Grundlage für die Flächenreduzierung in diesem Bereich ist eine von der Ortsgemeinde beauftragte 

Straßenplanung.  

 

 

 

Abbildung 4: Änderungsbereiche innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans o.M. 
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Der Bebauungsplan ist gemäß §13a BauGB als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ anzusehen, da 

er eine Wiedernutzbarmachung und Nachverdichtung der innerhalb des Siedlungsbereiches liegenden 

Flächen vorsieht. Für einen „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ kann gemäß §13a Abs. 1 Nr. 1 

BauGB ein beschleunigtes Verfahren durchgeführt werden, sofern für die zulässige Grundfläche im 

Sinne des §19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) eine Größe der Grundfläche von weniger 

als 2 ha festgesetzt wird, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen 

sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind. Im 

vorliegenden Fall befindet sich im Hinblick auf den sachlichen, räumlichen und zeitlichen 

Zusammenhang kein weiterer Bebauungsplan in direkter Umgebung im Aufstellungsverfahren. Die 

Fläche, die bei Durchführung des Bebauungsplans voraussichtlich versiegelt wird, beträgt außerdem 

weniger als 20.000 Quadratmeter. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in §1 Abs. 6 Nr. 7 

Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter liegen nicht vor. Insofern erfüllt die vorgesehene Änderung 

des Bebauungsplanes die Vorgabe gemäß § 13a Abs. 1 BauGB. 

 

Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach §2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 

nach §2a, von der Angabe nach §2 Abs. 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 

sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach §10a Abs. 1 BauGB abgesehen.  

 

Dieser Planentwurf dient der förmlichen Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

nach §4 Abs. 2 BauGB und zur förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit nach §3 Abs. 2 BauGB. 
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4. Planungsbindungen  

4.1. Regionalplanung 

Im regionalen Raumordnungsplan Mittelrhein-Westerwald ist das Plangebiet als Siedlungsfläche 

Wohnen gekennzeichnet. Das Vorhaben ist konform mit den Zielen der Raumordnung. 

 

 

Abbildung 5: Ausschnitt Regionaler Raumordnungsplan Mittelrhein-Westerwald 

 

Das Plangebiet ist zudem als Vorbehaltsgebiet Erholung und Tourismus (G58) gekennzeichnet. In den 

Vorbehaltsgebieten Erholung und Tourismus soll die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und 

Landschaft nachhaltig geschützt und die Landschaft in ihrer Funktion als Raum für die naturnahe, 

landschaftsgebundene, stille Erholung der Bevölkerung erhalten und entwickelt werden. In diesen 

Räumen soll dem Schutz des Landschaftsbildes bei raumbedeutsamen Entscheidungen ein 

besonderes Gewicht beigemessen werden. Bei dem Änderungsbereich handelt es sich jedoch um 

Siedlungsflächen, für die seit 1968 in Form eines Bebauungsplanes Planungsrecht besteht. Weder die 

im Änderungsbereich zulässige Art der baulichen Nutzung (Wohnen) noch das zulässige Maß der 

baulichen Nutzung (max. zweigeschossige, freistehende Einzelhäuser) birgt Potenzial, das dazu 

geeignet wäre, im Konflikt mit dem Grundsatz G 58 zu stehen. Die 12. Änderung des Bebauungsplanes 

„Nr. 2“ steht in keinem sachlichen Zusammenhang zum Grundsatz G 58. Im Änderungsbereich werden 

keine planungsrechtlichen Grundlagen für „raumbedeutsame Entscheidungen“ geschaffen, die das 

Landschaftsbild beeinträchtigen könnten.  
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4.2. Flächennutzungsplanung 

Im Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Altenahr ist das Plangebiet als Wohnbauflächen (W) 

nach §1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO dargestellt. Der Geltungsbereich der 12. Änderung des Bebauungsplans 

„Nr. 2“ liegt innerhalb dieses Bereichs und die geplante Nutzung lässt sich daher aus der Darstellung 

des Flächennutzungsplans entwickeln.  

 

 

Abbildung 6: Ausschnitt Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Altenahr 

 

4.3. Bebauungsplanung  

Der Bebauungsplan „Nr. 2“ der Ortsgemeinde Ahrbrück stammt aus den späten 60er Jahren. Bei der 

Aufstellung wurden Aspekte der Nachhaltigkeit und flächensparenden Bauweise noch nicht fokussiert. 

Die umfassenden als Grünflächen festgesetzten Bereiche und die weit zurückgezogenen Baugrenzen 

mit übermäßig bereiten Straßen von knapp 10 Metern bestätigen dies. Auf den Grundstücken 27/5 und 

26/6 mit knapp einem ha Fläche können nach aktuellem Baurecht kaum mehr als 5 Einfamilienhäuser 

entstehen. Die Festsetzung weit zurückspringender Baugrenzen und schmalen Baufenster werden hier 

nicht mehr als zeitgemäß empfunden. Der aktuelle Bebauungsplan setzt sowohl für den 

Änderungsbereich als auch der östlich, südlich und westlich angrenzend Wohnbauflächen ein 

allgemeines Wohngebiet (WA) fest.  
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Abbildung 7: Zeichnerische Festsetzungen Bebauungsplan Nr. 2 der Ortsgemeinde Ahrbrück (1966) 
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5. Planungskonzept 

5.1. Bebauung und Städtebau  

5.1.1. Bebauung und Städtebau: Bestandssituation 

Das Plangebiet grenzt im Norden an den Kesselinger Bach. Im Osten, Süden und Westen grenzt das 

Plangebiet an Wohnbebauungen (WA) an.  

 

            

Abbildung 8: angrenzende Umgebungsbebauung  

Im Änderungsbereich 2 befinden sich bereits im Norden in der Bachstraße ein- bis zweigeschossige 

Wohnbebauungen mit Satteldächern. Im Westen in der Mühlenstraße befinden sich zum Teil neuere 

Wohnbebauungen, unter anderem auch mit Zeltdachform.  

 

             

Abbildung 9: Bebauung Mühlenstraße (links) und Bachstraße (rechts) 

Im Süden befinden sich innerhalb des Plangebiets auf den Flurstücken 26/, 26/7 und 27/6 im Bereich 

des Änderungsbereichs 1 Grünland.  
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Abbildung 10: Grünland im Süden des Plangebiets (Änderungsbereich 1) 

           

Abbildung 11: Grundstücke im Norden des Plangebiets (Änderungsbereich 2) 

 

5.1.2. Bebauung und Städtebau: Ziele 

Ziel der Ortsgemeinde ist es, durch die 12. Änderung des Bebauungsplans „Nr. 2“ für den 

Änderungsbereich 1 eine höhere Bebauungsdichte zu ermöglichen und dadurch den Bedarf nach neuen 

Wohnbauflächen im Außenbereich zu minimieren. Insgesamt zeigt sich, dass bei Erschließung, Maß 

der baulichen Nutzung und überbaubarer Grundstücksfläche im Jahr 2022 grundlegend andere Ziele 

und Auffassungen für eine nachhaltige und flächensparende Flächennutzung gelten. Darüber hinaus 

macht der zeitliche Druck schnellstmöglich Ersatzwohnraum für Flutgeschädigte bereitzustellen, eine 

unmittelbare Planung an dieser Stelle erforderlich. Mit der Planung soll eine ansprechende und 

einheitliche Gestaltung gesichert werden, da im Kernbereich der Bebauungsplanänderung Grundstücke 

liegen, die Teil der öffentlich durch das Land Rheinland-Pfalz geförderten Konversionsmaßnahme 

„Brohl Wellpappe“ sind.  

 

Durch eine optimale Grundstückaufteilung und minimale Erschließung können weitaus mehr 

Wohnhäuser als nach aktuell geltendem Baurecht entwickelt werden. Darüber hinaus sollen 

gestalterische Aspekte bauplanungs- und bauordnungsrechtlich festgesetzt werden, die zu einer 

städtebaulich ansprechenden Entwicklung und Ordnung des Gebietes beitragen.  
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Im Teilbereich 2 sollen die rechtskräftigen Festsetzungen aus dem Jahr 1966 vor allem die z.T. 

umständlichen Festsetzungen zur „überbaubaren Grundstücksfläche“ angepasst und vereinfacht 

werden.   

 

5.1.3. Bebauung und Städtebau: Konzept Änderungsbereich 1 

Zur Entwicklung des Baugebietes im Änderungsbereich 1 wurden im Rahmen der 12. Änderung des 

Bebauungsplanes „Nr. 2“ in einem städtebaulichen Entwurf das Potenzial der von der Ortsgemeinde 

gewünschten Entwicklung der Flächen aufgezeigt. Der städtebauliche Entwurf sieht zur Erschließung 

der neuen Baugrundstücke eine verkürzte Stichstraße vor. Auf Wunsch des Gemeinderats (Sitzung vom 

12.04.2023) sollen auf den gemeindeeigenen Grundstücken ausschließlich Einzelhäuser entwickelt 

werden. Der städtebauliche Entwurf sieht daher für die Bebauung des Teilbereichs 1 eine offene 

Bauweise mit Einzelhäusern vor.  

 

 

 

Abbildung 12: Städtebaulicher Entwurf Teilbereich 1 i.O. 1:500 (Stand 15.06.2023) 
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Der städtebauliche Entwurf sieht angelehnt an die angrenzende Bebauung 10 Einzelhäuser für die 

gemeindeeigenen Grundstücke vor. Die geplante Baustruktur orientiert sich an den Maßgaben der im 

Norden und Osten angrenzenden bestehenden Bebauung des Änderungsbereichs 2. Als 

Gebietscharakter wird ein reines Wohngebiet angestrebt, das ausschließlich zu Wohnzwecken genutzt 

werden soll. 

 

5.1.4. Bebauung und Städtebau: Konzept Änderungsbereich 2 

Die rechtskräftigen umständlichen Festsetzungen im Teilbereich 2 werden vereinfacht und auf 

Mindestfestsetzungen zur Art der baulichen Nutzung und zum Maß der baulichen Nutzung begrenzt.  

 

Auf den insgesamt 1,9 ha (100%) Bebauungsplangebiet sind rund 1,5 ha (79%) Bauland und 0,4 ha 

(21%) Verkehrsflächen.  
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5.2. Verkehrserschließung  

5.2.1. Verkehrserschließung des Plangebiets: Bestandsituation 

Im Geltungsbereich der 12. Änderung des Bebauungsplans „Nr. 2“ liegen bereits die 

Erschließungsstraßen Bachstraße (Nord), Mühlenstraße (Ost), Talstraße (Süd) und Birkenweg (West). 

Die Fläche des Änderungsbereichs 1 ist daher hinsichtlich der vorgesehen Entwicklung der 

Grundstücke nach rechtskräftigem Bebauungsplan nur zum Teil erschlossen. Zurzeit sind die Straßen 

„Talstraße“ und „Birkenweg“ mit einer bituminösen Deckschicht befestigt. Gemäß RIN handelt es sich 

bei der Straßenkategorie für die Straßen „Talstraße“/“Birkenweg“ um Erschließungsstraßen. Die 

notwendige Fläche für einen neue Erschließung im Änderungsbereich 1 ist zurzeit Wiesenfläche (vgl. 

Ingenieursgruppe Stehen-Meyers-Schmiddem: Erläuterungsbericht Erschließungs- und 

Entwässerungskonzept, S. 3, 19.06.2023) 

 

            

Abbildung 13: Bestandssituation Talstraße                             Abbildung 14: Bestandssituation Mühlenstraße   

             

Abbildung 15: Bestandssituation Birkenweg       Abbildung 16: Nicht erschlossene Fläche 
Änderungsbereich 1 (Wiese) 
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5.2.2. Verkehrserschließung des Plangebiets: Ziele  

Die Haupterschließung des Plangebietes erfolgt über die bestehenden Straßen Bachstraße, Birkenweg 

und Talstraße. Der Anschluss an das öffentliche Straßennetz der neuen Baugrundstücke des 

Änderungsbereichs 1 soll zudem im Süden über eine neugeplante Stichstraße im Bereich des 

bestehenden Teils der Talstraße erfolgen.  

 

Die bereits bestehenden Straßen „Talstraße“ „Birkenweg“ und „Mühlenstraße“ (Änderungsbereich 3) 

sollen im Rahmen der Planung der Erschließung des neuen Baugebietes hinsichtlich ihrer 

Anforderungen an Straßenbreiten etc. überprüft werden und anschließend im neuen Rechtsplan 

berücksichtigt werden.  

 

5.2.3. Verkehrserschließung des Plangebiets: Konzept Erschließung 

Änderungsbereich 1 

Im Rahmen des Verfahrens der 12. Änderung des Bebauungsplans „Nr. 2“ wurde die Ingenieursgruppe 

Stehen-Meyers-Schmiddem mit der Erstellung eines Erschließungskonzeptes beauftragt. Im Rahmen 

der Planung der Verkehrserschließung wurde ein ortsgerechter Straßenausbau angestrebt, der sowohl 

die technischen Notwendigkeiten als auch örtliche Situation berücksichtigt (vgl. Ingenieursgruppe 

Stehen-Meyers-Schmiddem: Erläuterungsbericht, S. 3, 19.06.2023). 

 
Die geplante Ausbaulänge des Erschließungsstiches "Talstraße" beträgt ca. 44,00 m. Die Straße 

übernimmt die Erschließungsfunktion für den motorisierten Individualverkehr. Darüber hinaus dient sie 

dem Geh- und Radverkehr (vgl. Ingenieursgruppe Stehen-Meyers-Schmiddem: Erläuterungsbericht, S. 

3, 19.06.2023). Die genaue Streckengestaltung und technische Gestaltung der Baumaßnahme können 

der Anlage 1 entnommen werden.  

 

5.2.4. Verkehrserschließung des Plangebiets: Konzept Erschließung 

Änderungsbereich 3 

Die Ingenieursgruppe Stehen-Meyers-Schmiddem wurde ebenfalls beauftragt die bereits bestehenden 

Straßen „Talstraße“ und „Birkenweg“ hinsichtlich ihrer Anforderungen an Straßenbreiten etc. zu 

überprüfen. Die Ergebnisse sollen im Rahmen der 12. Änderung des Bebauungsplanes „Nr. 2“ der 

Ortsgemeinde Ahrbrück berücksichtigt werden.  

 

Im Rahmen der Planung wurde ein ortsgerechter Straßenbau angestrebt, der sowohl die technischen 

Notwendigkeiten als auch die örtliche Situation berücksichtigt (vgl. Ingenieursgruppe Stehen-Meyers-

Schmiddem: Erläuterungsbericht, S. 3, 02.06.2023). Die genaue Streckengestaltung und technische 

Gestaltung der Baumaßnahme können der Anlage 2 entnommen werden.  
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5.3. Baugrund und Entwässerung 

Durch das Büro RSK Alenco GmbH wurde am 23.02.2023 ein Bodengutachten erstellt. Dafür wurde 

eine geotechnische Untersuchung ausgeführt, die Versickerungsfähigkeit ermittelt und eine historische 

Erkundung durchgeführt werden (Anlagen 3 und 4). 

 

Zudem wurde die Ingenieurgruppe Stehen-Meyers-Schmiddem mit der Erstellung eines 

Entwässerungskonzeptes für die geplante Maßnahme beauftragt.  

 

5.3.1. Baugrund und Entwässerung: Bestandssituation  

5.3.1.1 Historische Untersuchung  

„Die historische Untersuchung der Grünfläche ergab keine bei der Planung zu berücksichtigende 

Nutzungshistorie. Für das Untersuchungsgebiet ist eine fortlaufende agrarische Nutzung erkennbar und 

maximal ein diffuser Einsatz von potenziell umweltgefährdenden Stoffen anzunehmen. Es ist nicht zu 

erwarten, dass Schadstoffe in den Untergrund gelangt sind.“ (s. RSK Alenco GmbH: Historische 

Erkundung im geplanten Neubaugebiet Talstraße in 53506 Ahrbrück, S. 2, 23.02.2023) 

 

5.3.1.1 Geologie und Hydrogeologie, Schutzgebiete 

„Das Untersuchungsgebiet liegt in der Talaue des nach Westen in Richtung Ahr fließenden Kesselinger 

Bachs, an einer markant breiteren Stelle im sonst eher keilförmigen Talverlauf. Durch den Zufluss der 

beiden von Süden dazu stoßenden Nebenflüsse Dennbach und Hirschbach hat sich an dieser Stelle 

ein breiterer Talquerschnitt eingestellt, der plateauartig wirkt. Auffällig ist dabei die steile, felsige 

Nordflanke und ein flaches, leicht abschüssiges Auslaufen der Talfläche nach Süden, wo im natürlichen 

Zustand aufgrund von Schichtwasser eher feuchtere Wiesen und sumpfigere Flächen der Flussaue 

anzutreffen sind. Der durch die Talfläche fließende Kesselinger Bach verläuft nicht gleichmäßig in der 

Talmitte sondern scheint von Osten kommend zunächst entlang der Nordseite des Tals zu verlaufen, 

um dann in der Mitte auf die Südseite zu wechseln. Am Ostrand der Fläche hat er sich dabei auch um 

mehrere Meter tief eingegraben, während er in Richtung Westen näher an der Talsohle verläuft. Das 

Untersuchungsgebiet liegt geologisch gesehen im Rheinischen Schiefergebirge, innerhalb der 

Großstruktur Siegenium bzw. Siegener Sattel. Im Bereich des Untersuchungsgebiets dominieren die im 

Unterdevon gebildeten Wechsellagerungen aus Ton-, Schluff- und Sandsteinen“ (s. RSK Alenco: 

Orientierende geotechnische Untersuchung des Untergrunds im geplanten Neubaugebiet Talstraße 

53506 Ahrbrück, S. 2 23.02.2023). 

 

In der Talaue wird der anstehende Fels von quartären Sedimenten wie Auen- und Hochflutsedimenten, 

Schwemmfächern aber auch Hangschutt überdeckt. Nördlich des Untersuchungsgebiets kann entlang 

des Bachverlaufs wiederholt das freigelegte Grundgebirge festgestellt werden. Die Sedimentauflage 

beträgt bis zu mehreren Metern. Im natürlichen Zustand sind am Standort als Boden lehmige Sande bis 

zu lehmigen Kiesen zu erwarten. In der eher flächigen Aue des Untersuchungsgebiets sind als Bodenart 
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vorwiegend fluviatile Kolluvien anzunehmen, die je nach Lage in der Aue mehr oder weniger Geröll 

aufweisen können. Das Untersuchungsgebiet liegt hydrogeologisch gesehen im Bereich der 

Grundwasserlandschaft Devonische Schiefer und Grauwacken mit einem Grundwasserfluss 

vorwiegend in den Klüften des felsigen Untergrunds und der zumeist nur bei Anschnitten und Quellen 

zu Tage tritt. Zum Grundwasserstand im Untersuchungsgebiet liegen derzeit nur wenige Informationen 

vor. Das in den KRB erbohrte Wasser kann als Hang-/Schichtenwasser über der Felsoberkannte 

interpretiert werden. Das Untersuchungsgebiet liegt nicht innerhalb eines Wasserschutzgebietes aber 

innerhalb des großräumigen Landschaftsschutzgebiets „Rhein-Ahr-Eifel““ (s. RSK Alenco: 

Orientierende geotechnische Untersuchung des Untergrunds im geplanten Neubaugebiet Talstraße 

53506 Ahrbrück, S. 2-3, 23.02.2023). 

 

5.3.1.2 Durchgeführte Maßnahmen  

„Zwischen dem 01.02.2023 und dem 03.02.2023 wurden insgesamt 9 Kleinrammbohrungen (KRB) in 

den Untergrund der Untersuchungsflächen abgeteuft. Mit den Bohrungen ist i.d.R. der felsige 

Untergrund bei ca. 5,0 m unter GOK angetroffen worden. Vereinzelt konnten Bohrungen bis maximal 

6,0 m unter GOK ausgeführt werden. Die Kleinrammbohrungen wurden punktuell noch um insgesamt 5 

schwere Rammsondierungen (DPH) ergänzt, um die Lagerungsdichte des angetroffenen Untergrunds 

zu prüfen. Die Sondierungen sind bis auf den felsigen Untergrund ausgeführt worden. An den KRB 1 

und KRB 9 wurden zusätzlich Versickerungsversuche als Open-End Test durchgeführt. Die Lage der 

Aufschlüsse ist den Plänen in Anlage 1* und der angetroffene Bodenaufbau den Profilen in Anlage 2* 

zu entnehmen. Der im Rahmen der Bohrarbeiten angetroffene lithologische Aufbau des Untergrundes 

wurde im Feld nach EN ISO 14688 angesprochen und unter organoleptischen (optischen und 

geruchlichen) Gesichtspunkten begutachtet. Die Probenahme erfolgte schichtweise unter 

Berücksichtigung der Ergebnisse der lithologischen und organoleptische Bodenansprache“ (s. RSK 

Alenco: Orientierende geotechnische Untersuchung des Untergrunds im geplanten Neubaugebiet 

Talstraße 53506 Ahrbrück, S. 3, 23.02.2023). 

 

*der Anlage 4 der Begründung 
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Abbildung 17: Lageplan der durchgeführten Bohrungen, RSK Alenco GmbH 

„Zur Durchführung der Versickerungsversuche (VV1 und VV2) wurden weitere KRB im direkten Umfeld 

der KRB 1 und KRB 9 bis in die entsprechenden Tiefen niedergebracht. In das Bohrloch wurde ein 

Kunststoffvollrohr eingestellt und der Versickerungsversuch als Open-End-Test ausgeführt (Anlage 4*, 

Protokolle Versickerungsversuche). Die Bewertungsgrundlage ist in Anlage 4*, Bestimmung des kf-

Wertes, zu finden“ (s. RSK Alenco: Orientierende geotechnische Untersuchung des Untergrunds im 

geplanten Neubaugebiet Talstraße 53506 Ahrbrück S. 4, 23.02.2023). 

 

5.3.1.3 Geologische Verhältnisse  

Die geologische Aufnahme der Bohrungen erbrachte zusammenfassend folgende Ergebnisse. 

Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass der nachfolgend dargestellte Untergrundaufbau auf den 

punktförmig ausgeführten Aufschlüssen basiert. Abweichungen hinsichtlich der Zusammensetzung der 

Böden sowie ihrer Lagerungsdichte zwischen den Untersuchungspunkten können daher nicht 

ausgeschlossen werden. Zusammenfassend lässt sich der Bodenaufbau wie in Abbildung 18 dargestellt 

beschreiben. 

 

*der Anlage 4 der Begründung 
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Abbildung 18: Bodenaufbau (zusammengefasst), RSK Alenco GmbH 

 
Die detaillierte Beschreibung des in den KRB angetroffenen Bodenmaterials sowie die lithologischen 

Details können den Bohrprofilen in Anlage 2 des Berichtes zur orientierenden geotechnischen 

Untersuchung entnommen werden*.  

 

„Die durchgeführten schweren Rammsondierungen ergaben für die bis max. 4,1 m u. GOK anstehenden 

Schluffe bzw. die bereichsweise darunter anstehenden Tone stark schwankende Schlagszahlen. Die 

Schlagzahlen reichen von 1 bis 9 Schlägen pro 10 cm und zeigen geringe bis mittlere Konsolidierungen 

an. Die bis zur Endteufe erbohrten Kiese (Felszersatz) sind überwiegend mitteldicht bis dicht gelagert. 

An der Basis der Rammsondierungen steigen die Schlagzahlen und zeigen den Übergang zum 

anstehenden Fels an. Die DPH wurden, bis auf die DPH 6, aufgrund von hohen Schlagzahlen (> 100) 

abgebrochen. Die in KRB 1 und KRB 8 an der Basis aufgeschlossenen Tone sind der 

Felsverwitterungszone zuzurechnen. Bei den Arbeiten wurde in den durchgeführten KRB zwischen 

201,06 m NHN und 203,41 m NHN Wasser angetroffen, das als Grund-/Schichtenwasser über der 

Felsoberkante interpretiert werden kann. Je nach Lage der Bohrung lagen gespannte Verhältnisse vor 

(z.B. KRB 5, vgl. Anlage 2). Die Wasserstände und Verhältnisse sind im Untersuchungsbereich stark 

von der Witterung abhängig. So ist in regenreichen Perioden mit erhöhtem Wasserzustrom und z.T. mit 

gespannten Grundwasserverhältnissen zu rechnen. Ebenfalls kann es in solchen Fällen aufgrund des 

steilen umgebenden Geländes zu einem verstärkten Oberflächenabfluss kommen“ (s. RSK Alenco: 

Orientierende geotechnische Untersuchung des Untergrunds im geplanten Neubaugebiet Talstraße 

53506 Ahrbrück S. 5, 23.02.2023). 

5.3.1.4 Bautechnische Kenndaten 

„In der nachfolgenden Abbildung sind die gängigen bautechnischen Kenndaten bzw. 

Bodenklassifizierung für den vorhandenen Bodenaufbau aufgeführt. Die untersuchten Grundstücke 

liegen nach der RStO 12 in der Frosteinwirkungszone I“ (s. RSK Alenco: Orientierende geotechnische 

Untersuchung des Untergrunds im geplanten Neubaugebiet Talstraße 53506 Ahrbrück S. 5, 

23.02.2023). 

 

*der Anlage 4 der Begründung 
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Abbildung 19: Bautechnische Klassifizierung, RSK Alenco GmbH 

5.3.1.5 Bodenkennwerte  

„Geotechnischen Berechnungen erfordern eine Vereinfachung der angetroffenen Verhältnisse zu einem 

Baugrundmodell, in dem die Untergrundverhältnisse repräsentativ abgebildet werden. Die 

Bodenkennwerte wurden wie in der folgenden Abbildung dargestellt angesetzt. Diese können für eine 

weitere Planung verwendet werden“ (s. RSK Alenco: Orientierende geotechnische Untersuchung des 

Untergrunds im geplanten Neubaugebiet Talstraße 53506 Ahrbrück S. 6, 23.02.2023). 

 

 

Abbildung 20: Bodenkennwerte, RSK Alenco GmbH 

 

5.3.1.6 Versickerungsversuche  

„Der Versickerungsversuch im Bereich der KRB 1 wurde in eine Tiefe von 1,5 m u. GOK in den stark 

kiesigen Schluffen ausgeführt. Grund-/Schichtenwasser wurde in dem Bereich in der unter den 

Schluffen anstehenden Kiesen ab ca. 2,7 m u. GOK festgestellt. Der Versickerungsversuch im Bereich 

der KRB 9 wurde aufgrund höher anstehenden Grund-/Schichtenwassers (1,8 m u. GOK) in einer Tiefe 

von 1,0 m u. GOK ebenfalls in kiesigen Schluffen ausgeführt. In folgender Abbildung sind die 

berechneten kf – Werte der Versickerungsversuche dargestellt“ (s. RSK Alenco: Orientierende 
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geotechnische Untersuchung des Untergrunds im geplanten Neubaugebiet Talstraße 53506 Ahrbrück 

S. 7, 23.02.2023). 

 

 

Abbildung 21: Ergebnisse des Versickerungsversuchs; RSK Alenco GmbH 

„Die berechneten kf-Werte liegen im Bereich zwischen 4,0 x 10-5 m/s und 6,0 x 10-5 m/s. Für die 

untersuchte Fläche kann somit für die kiesigen Schluffe in 1,0 bis 1,5 m Tiefe ein gemittelter kf-Wert von 

ca. 5,0 x 10-5 m/s angesetzt werden. Wie aus der nachfolgenden Abbildung ersichtlich, liegen die 

berechneten kf-Werte damit in dem für die jeweils angetroffene Bodenart zu erwartenden Bereich und 

sind nach Arbeitsblatt DWA-A138 /9/ für eine Versickerung geeignet“ (s. RSK Alenco: Orientierende 

geotechnische Untersuchung des Untergrunds im geplanten Neubaugebiet Talstraße 53506 Ahrbrück 

S. 7, 23.02.2023). 

 

 

Abbildung 22: Wasserdurchlässigkeitsbeiwerte kf und entwässerungstechnischer Versickerungsbereich (grau), rot 
= im Untersuchungsgelände zu erwartende Beiwerte, RSK Alenco GmbH 

 

5.3.1.7 Erdbebenwirkung 
 
„Zur Berücksichtigung der Erdbebenwirkung (Erdbebenzone 0) ist gem. DIN 4149 (Ausgabe 04.2005) 

für die auf dem Untersuchungsgelände vorliegenden Untergrundverhältnisse die Untergrundklasse R 

anzusetzen“ (s. RSK Alenco: Orientierende geotechnische Untersuchung des Untergrunds im geplanten 

Neubaugebiet Talstraße 53506 Ahrbrück, S. 8, 23.02.2023). 
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5.3.2. Baugrund und Entwässerung: Ziele  

„Durch das Büro RSK Alenco GmbH wurde am 23.02.2023 ein Bodengutachten erstellt. Der Erschlie-

ßungsstich "Talstraße" liegt in der Frosteinwirkungszone I. Es liegen keine Erkenntnisse zu Altlasten 

vor. Eine Untersuchung über die Kampfmittelfreiheit der Baustelle wurde durchgeführt. Hinweise auf 

etwaige Kampfmittel wurden nicht festgestellt. Im Rahmen des Bodengutachtens wurden 

Versickerungsversuche durchgeführt. Hierbei sollte festgestellt werden, ob eine Versickerung von z.B. 

Dachflächenwasser/Oberflächenwasser auf den privaten befestigten Flächen z.B. über eine 

Versickerungsrigole erfolgen kann. Ziel ist es, dass durch die mögliche Versickerung die neu geplanten 

Entwässerungseinrichtungen nicht zusätzlich hydraulisch belastet werden“ (s. Ingenieursgruppe 

Stehen-Meyers-Schmiddem: Erläuterungsbericht Erschließungs- und Entwässerungskonzept S. 5, 

12.04.2023).  

 

Unter ökologischen und vor allem nachhaltigen Gesichtspunkten ist es zielführend, dass das an-

kommende Regen-/Oberflächenwasser auf den Privatflächen zunächst in z.B. Zisternen zurückge-

halten und als mögliches Brauchwasser genutzt werden kann. Überschüssiges Regenwasser soll über 

die versickerungsfähigen Schichten dem Untergrund zugeführt werden.  

 

Infolge des Bodengutachtens wurden zwei Versickerungsversuche KRB 1 und KRB 9 durchgeführt. Die 

Ergebnisse der Versickerungsversuche zeigen, dass gemäß Arbeitsblatt DWA-A 138/9/ die an-

getroffenen Bodenarten für bis zu einer Tiefe von ca. 1,50 m für eine Versickerung geeignet sind. Ab 

einer Tiefe von ca. 2,70 m u. GOK ist Grund-/Schichtenwasser zu erwarten. Eine Versickerung in den 

unter den Schluffen anstehenden Kiesen ist aufgrund des Grund-/Schichtenwassers nicht zulässig. 

 

Aus vorgenannten Untersuchungen kann eine Auflage im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung zu 

der Rückhaltung von Dachflächen-/Oberflächenwasser zur Brauchwassernutzung und der Ver-

sickerung von überschüssigen Regenwassermengen auf privaten Grundstücken empfohlen werden.“ 

(s. Ingenieursgruppe Stehen-Meyers-Schmiddem: Erläuterungsbericht Erschließungs- und 

Entwässerungskonzept S. 5, 12.04.2023) 

 

5.3.3. Baugrund: Empfehlungen  

Die historische Erkundung ergab, dass für die Flächen im Plangebiet aufgrund der bekannten und 

möglichen Vornutzungen keine für die geplante Nutzung relevante Schadstoffbelastung zu vermuten 

ist. Es ist nicht zu erwarten, dass Schadstoffe punktuell oder auch großflächig in größeren Mengen oder 

mit hohen Konzentrationen in den Untergrund gelangt sind. Hierfür sind demnach keine weiteren 

Maßnahmen erforderlich (vgl. RSK Alenco GmbH: Historische Erkundung im geplanten Neubaugebiet 

Talstraße in 53506 Ahrbrück: S. 4, 23.02.2023). 
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5.3.3.1 Empfehlungen Baugrund 

„Im Untersuchungsgebiet stehen bis max. 3,6 m u. GOK weiche bis steife geogene, z.T. kiesige Schluffe 

an. Darunter folgen in einigen Bereichen bis max. 4,1 m u. GOK steife bis halbfeste Tone. Die bindigen 

Bodenschichten, vor allem die weichen Schluffe, sind nur bedingt tragfähig und setzungsempfindlich. 

Je nach Bauvorhaben sind in diesen Schichten Maßnahmen für einen ausreichend tragfähigen 

Baugrund erforderlich. Für Einfamilienhäuser wird i.d.R. der Einbau einer Schottertragschicht aus 

verdichtbarem Material, ggf. in Verbindung mit Geotextilien oder Geogittern ausreichend sein. Eine 

Gründung innerhalb dieser Schicht betrifft alle nichtunterkellerten Bauwerke und bereichsweise auch 

unterkellerte Gebäude. 

 

Es wird empfohlen, eine erforderliche Tragschicht aus kornabgestuftem Tragschichtmaterial 

einzubauen. Für den Aufbau der Trag-/ Ausgleichsschicht wird folgendes Material empfohlen: 

• Kornabgestufter Schotter (Brechkorn) 0/32, 0/45 oder 0/56 

• Kornverteilung innerhalb der Sieblinienbereiche der TL SoB-StB2. 

• Feinkornanteil max. 5 M-%. 

Abhängig vom geplanten Gebäude kann der zusätzliche Einsatz von Geogittern zur Abminderung von 

Bodenverformungen sinnvoll sein. Vor Einbau der Trag-/ Ausgleichsschicht ist das Planum in 

rückschreitendem Aushub, mit einem Bagger mit glatter Schneide herzustellen und nur so weit zu 

verdichten, dass keine Entfestigung durch Porenwasserüberdruck entsteht. Sofern im Planumsbereich 

bindige Böden in weicher oder breiiger Konsistenz anstehen, sollte zusätzlich eine Stabilisierung 

des Planums durch Geotextil, eingedrückten Grobschlag oder hydraulische Bindemittel (z. B. Kalk) 

erfolgen“ (vgl. RSK Alenco GmbH: Historische Erkundung im geplanten Neubaugebiet Talstraße in 

53506 Ahrbrück: S. 9, 23.02.2023). 

 

„Die Kiese sind für eine Gründung von Einfamilienhäusern überwiegend ausreichend tragfähig und 

setzungsunempfindlich. Je nach Bauvorhaben und Beschaffenheit der Kiese kann es jedoch auch hier 

notwendig werden eine Schottertragschicht einzubauen. Beim Bau von unterkellerten Gebäuden ist bei 

Eingriffen in die ab mind. 1,8 m u. GOK anstehenden Kiesen mit z.T. gespanntem Grund 

/Schichtenwasser zu rechnen. Ferner kann es zum Anstau von Schicht- und Oberflächenwasser in 

Vertiefungen und Baugruben kommen. Für den Bau sollte daher eine für die geplanten Baugruben 

geeignete Wasserhaltung vorgesehen werden. Aufgrund des temporär hochstehenden Wassers sind 

Kellergeschosse von Gebäuden entsprechend den Vorgaben der DIN 18533 abzudichten“ (s. RSK 

Alenco GmbH: Historische Erkundung im geplanten Neubaugebiet Talstraße in 53506 Ahrbrück: S. 10, 

23.02.2023). 

5.3.3.2 Empfehlungen Verkehrswege  

„Es wird empfohlen, die Verkehrswege gemäß der RStO 12 auszuführen. Je nach Belastungsklasse 

sind Mindestdicken des frostsicheren Aufbaus zu berücksichtigen. Für eine Quartierstraße werden 

gewöhnlich Belastungsklassen von Bk 0,3 bis Bk 1,0 angesetzt. Anhand der durchgeführten 
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Untersuchungen ist davon auszugehen, dass das Planum der Verkehrswege in bindigen, z.T. weichen 

Schluffen liegen wird. Hier ist, vor allem bei weicher Konsistenz eine Bodenstabilisierung (z.B. 

Bodenaustausch, Kalken) notwendig, um die Anforderungen der RStO 12 zu erreichen“ (s. RSK Alenco 

GmbH: Historische Erkundung im geplanten Neubaugebiet Talstraße in 53506 Ahrbrück: S. 10, 

23.02.2023). 

 

5.3.3.3 Empfehlungen Versickerung  
 
„Bei der Bewertung der Versickerungsfähigkeit wird auf das Arbeitsblatt DWA-A138 /9/ als anerkanntes 

Regelwerk Bezug genommen. Weiter kann Band 2 des Bundesverbandes Boden: 

„Regenwasserversickerung und Bodenschutz“ /10/ herangezogen werden. Bei der Versickerung von 

Niederschlagswässern benennt das DWA Regelwerk /9/ als entwässerungstechnisch geeignete 

Versickerungsbereiche kf – Werte von 1 x 10-3 m/s bis 1 x 10-6 m/s. Sind dagegen die kf –Werte < 1 x 

10–6 m/s, führt dies zum Wassereinstau (z.B. Seenbildung) und zur Vernässung des Bodens und zur 

Entstehung anaerober Milieuverhältnisse. Des Weiteren sollte nach Angaben des DWA-A138 /9/ der 

Abstand der Versickerungsanlage zum höchsten mittleren Grundwasserstand mindestens 1 m 

betragen. Der Versickerungsversuch ergab für den untersuchten kiesigen Schluff einen mittleren 

kf-Wert von 5,0 x 10-5 m/s bei Teilsättigung. Der Wert liegt nach Angaben des Arbeitsblattes DWA-A 

138 /9/ innerhalb des Entwässerung technisch wirksamen Bereichs. 

Eine Versickerung in den unter den Schluffen anstehenden Kiesen ist aufgrund des Grund-

/Schichtenwassers nicht zulässig“ (s. RSK Alenco GmbH: Historische Erkundung im geplanten 

Neubaugebiet Talstraße in 53506 Ahrbrück: S. 10-11, 23.02.2023). 

 

5.3.3.4 Empfehlungen Böschungen und Baugruben 
 
„Bei der Herstellung von Baugruben ist DIN 4124 zu beachten. Bei Aushubarbeiten kann bis maximal 

1,25 m u. GOK senkrecht geböscht werden, wenn die Kurzzeitstandfestigkeit des Bodens gegeben ist. 

Bei Aushubarbeiten tiefer 1,25 m u. GOK dürfen oberhalb des Grundwassers die Böschungen im 

Bereich der vorliegenden Böden mit einem maximalen Böschungswinkel von β ≤ 60° in bindigen 

Bodenschicht (mind. steifer Konsistenz) und β ≤ 45° in den nichtbindigen Bodenschichten angelegt 

werden. Bei Schachtungen im grundwassergesättigten Bereich sind geböschte Baugruben ohne Verbau 

nur bei einer wirksamen Entwässerung des Bodenmaterials möglich. Durch den Bauablauf ist dabei 

sicherzustellen, dass Fahrzeuge bis 12 t Gesamtgewicht einen Abstand von mindestens 1,0 m zur 

Böschungsoberkante einhalten. Fahrzeuge über 12 t Gesamtgewicht müssen einen Abstand von mind. 

2,0 m zur Böschungsoberkante einhalten. Die Standfestigkeit der Böschungen ist ständig zu 

beobachten. Sollten während der Erdarbeiten fließende bzw. nicht standfeste Bodenschichten 

angetroffen werden, so sind die Böschungen den erdstatischen Erfordernissen entsprechend 

anzupassen. In Zweifelsfalle ist der Baugrundgutachter erneut rechtzeitig einzuschalten“ (s. RSK Alenco 

GmbH: Historische Erkundung im geplanten Neubaugebiet Talstraße in 53506 Ahrbrück: S. 11, 

23.02.2023). 



24 

5.3.3.5 Empfehlungen Wasserhaltung 

„In den Bohrungen wurden in den kiesigen Lagen Wassergehalte festgestellt, die auf eine Grund-

/Schichtenwasserführung hindeuten. Bei Anschnitt dieser Schichten kann witterungsabhängig eine auf 

das Bauvorhaben angepasste Wasserhaltung erforderlich werden. Bei nichtunterkellerten Gebäuden ist 

witterungsbedingt ebenfalls mit Tagwässern und einer Stauwasserbildung bzw. mit einem erhöhten 

Oberflächenabfluss zu rechnen. Sollte während des Offenstandes der Baugrube ein Wasserzutritt 

erfolgen, ist dieses unverzüglich zu fassen und aus dem Baufeld zu leiten“ (s. RSK Alenco GmbH: 

Historische Erkundung im geplanten Neubaugebiet Talstraße in 53506 Ahrbrück: S. 11, 23.02.2023). 

 

5.3.4. Baugrund: Allgemeine Hinweise 

„Anstehende bindige Böden und gemischtkörnige Böden können bei Wasserzutritt stark aufweichen. 

Diese Eigenschaft wird durch mechanische Beanspruchung (z.B. LKW oder Baggerverkehr) verstärkt. 

Daher wird empfohlen, im Rahmen der baubetrieblichen Planung die Anlage von Baustraßen bzw. die 

Befestigung der Arbeitsplätze von schwerem Gerät, um einem Aufweichen dieser Böden 

entgegenzuwirken. Das Material der Tragschicht sollte direkt nach Freilegung des Planums aufgebracht 

werden. Bei der Verdichtung des Planums ist mit äußerster Vorsicht vorzugehen. In diesem 

Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die anstehenden bindigen Bodenhorizonte unter 

dynamischer Beanspruchung zur Entfestigung bzw. zum Aufweichen neigen. Um einem Aufweichen 

der bindigen Böden entgegenzuwirken, wird weiterhin empfohlen die Erdarbeiten ausschließlich mit vor-

Kopf arbeitenden Geräten durchzuführen. Bei fehlenden Daten zur geplanten Baumaßnahme wurden 

Annahmen getroffen, die im Text beschrieben sind. Die Annahmen sollten bei Vorliegen der endgültigen 

Daten zur Bauwerksplanung überprüft werden. Bei relevanten Abweichungen sollte der Gutachter 

hinsichtlich etwaig erforderlicher Anpassungen der Gründungsempfehlung hinzugezogen werden. […] 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass innerhalb des Baubereichs Auffüllungen bzw. Böden 

vorliegen, die schlechtere baugrundtechnische Eigenschaften aufweisen. Die hier beschrieben 

Aussagen zu Gründungen von Gebäude beziehen sich auf mögliche Szenarien einer Bebauung. Nach 

Vorliegen endgültiger Planungen wird die Durchführung detaillierter Baugrundgutachten empfohlen“ 

(vgl. RSK Alenco GmbH: Historische Erkundung im geplanten Neubaugebiet Talstraße in 53506 

Ahrbrück: S. 12, 23.02.2023).  

 
5.3.5. Entwässerung: Konzept Änderungsbereich 1 

Hauptkanal 

„Es ist geplant, dass die Entwässerung des Erschließungsstiches "Talstraße" über ein Trennsystem 

erfolgt. Dabei wird sowohl das Schmutzwasser als auch das Regenwasser an das westlich gelegene 

Trennsystem im Bereich "Birkenweg" angeschlossen. Die Höhenlagen der neu geplanten 

Entwässerungseinrichtungen richten sich hierbei an die vorhandenen Anschlusspunkte der 

bestehenden Entwässerungseinrichtungen im "Birkenweg".  
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Die geplante Rohrdimension DN 250 orientiert sich ebenfalls an der bestehenden Schmutz- / 

Regenwasserleitung im Bereich des "Birkenweges". Eine größere Nennweite der geplanten Kanäle ist 

aufgrund der vorhanden Nennweiten der Entwässerungseinrichtungen im "Birkenweg" hydraulisch und 

baulich nicht zielführend. Die Kanäle im Erschließungsstich sind jedoch mit einer Nennweite von DN 

250 und dem vorhandenen Gefälle bei der erwarteten rechnerischen Abflussmenge ausreichend 

leistungsfähig“ (s. vgl. Ingenieursgruppe Stehen-Meyers-Schmiddem: Erläuterungsbericht, S. 6, 

19.06.2023).  

 

„Im Zuge der Planung wurde auch die Leistungsfähigkeit der bestehenden Entwässerungskanäle 

einbezogen und abgeschätzt, ob es durch den Anschluss weiterer Einleitmengen aus dem geplanten 

Neubaugebiet zu hydraulischen Überlastungen kommen kann. Hierbei wurde festgestellt, dass es in 

den Bestandskanälen im "Birkenweg" zu Überlastungen der hydraulischen Leistungsfähigkeit durch den 

zusätzlichen Niederschlagsabfluss aus dem Erschließungsbereich kommen kann. 

 

Die Ausbaulänge der neu geplanten Schmutz- / Regenwasserkanäle beträgt ca. 83,50 m.  

In dem Erschließungsstich "Talstraße" sind jeweils drei Einstiegsschächte DN 1000 für die Schmutz- / 

Regenwasserkanäle geplant. 

 

Im Bereich des "Birkenweges" sollen die neu geplanten Schmutz- / Regenwasserkanäle an die 

bestehenden Kanäle angeschlossen werden. Dazu ist aufgrund der Platzverhältnisse voraussichtlich 

ein gemeinsames Anschlussbauwerk erforderlich“ (s. vgl. Ingenieursgruppe Stehen-Meyers-

Schmiddem: Erläuterungsbericht, S. 7, 19.06.2023). 

 

Hinweis: 

„Eine ganzheitliche hydraulische Überprüfung des belasteten Entwässerungsnetzes im Rahmen eines 

Generalentwässerungsplanes für das betrachtete Einzugsgebiet wurde in Absprache mit dem AG nicht 

durchgeführt. Eine Aussage über hydraulische Zwangspunkte in z.B. unterliegenden 

Entwässerungssträngen und damit verbundene Überstaubereiche kann im Rahmen der Planung des 

Erschließungsstiches "Talstraße" nicht getroffen werden“ (s. vgl. Ingenieursgruppe Stehen-Meyers-

Schmiddem: Erläuterungsbericht, S. 7, 19.06.2023). 

 

Kanalhausanschlüsse: 

„Im Rahmen des Straßenausbaus sollen für die bereits parzellierten Grundstücke 

Hausanschlussleitungen vorverlegt werden. Die Hausanschlüsse werden mit Abzweigern an die neuen 

Hauptleitungen angeschlossen. Jeder Hausanschluss erhält einen Revisionsschacht, der unmittelbar 

im Bereich der Grundstücksgrenze versetzt wird. 

 

Material:                    PP DN 160 SN 10 

Revisionsschacht:         Kontrollschacht DN 400 PP 
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Zu prüfen ist, ob alle neuen Grundstücke an den Kanal im Erschließungsstich angeschlossen werden, 

oder ob einige der Grundstücke in die bestehenden Kanäle in der Talstraße entwässern“ (s. vgl. 

Ingenieursgruppe Stehen-Meyers-Schmiddem: Erläuterungsbericht, S. 7, 19.06.2023). 

 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 



27 

5.4. Umwelt, Natur und Landschaft 

Von einem umfassenden Umweltbericht wird nach §13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. §§13 Abs. 3 S. 1 BauGB 

abgesehen.  

5.4.1. Umwelt, Natur und Landschaft: Bestandssituation  

Im Rahmen des Konversionsmanagements der Ortsgemeinde Ahrbrück erfolgte im Juni 2022 eine 

Grünlandeinschätzung (Anlage 5) der Flurstücke 27/5, 26/7 und 26/6, der Flur 2 in der Gemarkung 

Ahrbrück sowie im Anschluss daran eine Vegetationskartierung (Anlage 6) der o.g. Flurstücke. Die 

Einschätzung ergab, dass es sich möglicherweise um geschützte Biotope gemäß §15 LNatSchG und 

§30 BNatSchG handeln könnte.  

 
Die Untersuchungen ergaben, dass es sich bei den Flächen um Magergrünland handelt, welches als 

gesetzlich geschütztes Biotop einzustufen ist.  

 

Die Fläche befindet sich in landwirtschaftlicher Nutzung (Beweidung/Mahd) und weist 

Beeinträchtigungen, u.a. durch das Befahren des Bodens auf. Von besonderer Bedeutung ist dabei die 

isolierte Lage der Fläche innerhalb des Siedlungsraumes, angrenzend an Erschließungsstraßen, bzw., 

bebauter Flächen mit Nutz- und Ziergärten. Im Untersuchungsgebiet wurden keine außergewöhnlichen 

Arten, die im regionalen Zusammenhang nicht auch zu finden sind, nachgewiesen.  

5.4.2. Umwelt, Natur und Landschaft: Ziele 

Der Eingriff in die Fläche erfordert Ausgleichbarkeit. Das Magergrünland ist von lokaler Bedeutung; 

Artenzusammensetzung und Strukturen des Eingriffsraums sind regional nicht selten anzutreffen, 

wodurch eine Ausgleichbarkeit gegeben ist. Hierfür wurde ein Ausnahmeantrag gemäß §30 Abs. 2 

BNatSchG (Verbot zur Beeinträchtigung von mageren Flachlandmähwiesen) gestellt, der 

entsprechende Ausgleichflächen aufführt, auf der das Zielbiotop entwickelt wird.  

 

„Im Zuge des von der Ortsgemeinde Ahrbrück durchgeführten Konversion des Industrieareal Brohl-

Wellpappe zur Schaffung von dringend benötigtem Wohnraum vor dem Hintergrund der Bewältigung 

der Folgen des Starkregenereignis vom 14. Juli sollen nach §15 LNatSchG bzw. nach §30 BNatSchG 

geschützte magere Flachlandmähwiesen der Ausbildung B (mit keiner Tendenz zu A) in einer Größe 

von 0,67 ha in Anspruch genommen werden.  

 

Nach den §§15 LNatSchG und 30 BNatSchG ist es verboten, magere Flachlandmähwiesen zu 

beeinträchtigen. Im Zuge der Überbauung der Fläche wird die Wiese zerstört werden. Der Nachweis 

über den Schutzstatus der Flächen wird durch die mit dem Antrag vorgelegten Vegetationsaufnahmen 

nach der Methode von Braun-Blanquet erbracht. 

 

Magere Flachlandmähwiesen der Ausbildung B (mit keiner Tendenz zu A) gelten als sogenannte 

Fragmentgesellschaften. D. h. sie erfüllen die erforderlichen Anforderungen (u. a. mindestens 4 

charakteristische Arten) für eine nach §15 LNatSchG geschützte magere Flachlandmähwiese. Es fehlen 
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aber weitere Kennarten und Magerkeitszeiger, die eine Differenzierung bis zum Gesellschaftsrang bzw. 

bis zum Erhaltungszustand A erlauben würden. 

 

Solche Vegetationsgesellschaften können innerhalb eines überschaubaren Zeitraumes an anderer 

Stelle durch eine extensive Grünlandpflege wiederhergestellt werden und sind somit ausgleichbar.  Die 

Ausgleichbarkeit von Mageren Flachlandmähwiesen der Ausbildung C und B wurde vom Landesamt für 

Umwelt bestätigt“ (s. Ausnahmeerteilung der Unteren Naturschutzbehörde der KV Ahrweiler S. 3, 

17.05.2023). 

 

5.4.3. Umwelt, Natur und Landschaft: Konzept  

„Das Flurstück mit der Nummer 216/39, Flur 11 in der Gemarkung Ahrbrück ist nach Maßgaben des 

Antrags auf Ausnahme gemäß §30 Abs. 3 BNatSchG zu bewirtschaften. Dieses Flurstück wird im 

Rahmen der Gewässerwiederherstellung ebenfalls beansprucht. Daher ist bei der 

Maßnahmenumsetzung auf die Erfordernisse der Wasserwirtschaft Rücksicht zu nehmen.“ (s. 

Ausnahmeerteilung der Unteren Naturschutzbehörde der KV Ahrweiler S. 2, 17.05.2023)   

 

„Die Entwicklung von flutfolgengeschädigtem Grünland in hochwertige Ausbildungen der mageren 

Flachlandmähwiesen ist geeignet, den Ausgleich gemäß §30 Abs. 3 BNatSchG herbeizuführen. Das 

Ausgleichsverhältnis von 0,67 zu 1,47 (1:2,2) wird damit begründet, dass es sich bei der 

Ausgleichsfläche um ehemals sehr wertvolle Grünlandbestände handelte und die Fläche ebenfalls 

durch Maßnahmen der Gewässerwiederherstellung beansprucht werden wird. Mit dem geforderten 

Monitoring und den Nachweisen soll sichergestellt und dokumentiert werden, dass sich die 

Grünlandfläche im Zuge der im Antrag festgelegten extensiven Pflege in höherwertige 

Flachlandmähwiesen im Sinne der angestrebten Ausgleichsfunktion entwickeln.“ (s. Ausnahmeerteilung 

der Unteren Naturschutzbehörde der KV Ahrweiler S. 3, 17.05.2023)   

 

 

Abbildung 23: Lage der Ausgleichsfläche in der Gemarkung Ahrbrück (Flurstück 216/39, Flur 11) 

 
 

Plangebiet 

Ausgleichsfläche 
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5.5. Lärm und Schallschutz 

Es soll aus schalltechnischer Sicht untersucht und bewertet werden, ob innerhalb des Plangebiets ohne 

zusätzliche aktive oder passive Schallschutzmaßnahmen die obigen Gebietseistufungen festgesetzt 

werden können bzw. welche Schallschutzmaßnahmen erforderlich sind. Hierzu wurde am 29.02.204 

vom Ingenieurbüro für Bauphysik Dipl.-Ing. Ch. Malo ein schallschutztechnischer Untersuchungsbericht 

erstellt (vgl. Ingenieurbüro für Bauphysik Dipl.-Ing. Ch. Malo: Schallschutztechnischer 

Untersuchungsbericht zum Bebauungsplan „Nr.2, 12. Änderung“, 53506 Ahrbrück, 29.02.2024). 

 

„Nach §50 des Bundesimmissionsschutzgesetzes gilt: „Bei raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flachen einander so zuzuordnen, dass 

schädliche Umwelteinwirkungen… auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden 

Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, …, 

Freizeitgebiete … und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich vermieden werden“ (s. (vgl. 

Ingenieurbüro für Bauphysik Dipl.-Ing. Ch. Malo: Schallschutztechnischer Untersuchungsbericht zum 

Bebauungsplan „Nr.2, 12. Änderung“, 53506 Ahrbrück: S. 9 29.02.2024). 

 

Die Schutzwürdigkeit innerhalb des Geltungsbereichs der Änderungsplanung des Bebauungsplans „Nr. 

2, 12. Änderung“, 53506 Ahrbrück ergibt sich aus den Festsetzungen innerhalb des Bebauungsplanes. 

Innerhalb des Bebauungsplanes „Nr. 2, 12. Änderung“, 53506 Ahrbrück wird die Nutzung Reines 

Wohngebiet (WR) nach §3 BauNVO und Allgemeines Wohngebiet (WA) nach §4 BauNVO festgesetzt. 

 

Mit Hilfe einer schallschutztechnischen Untersuchung soll geprüft werden, ob auf die geplanten 

Nutzungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetz und mitgeltenden Regelwerken, 

Verordnungen sowie Normen schädliche Umwelteinwirkungen (Geräuschimmissionen der öffentlichen 

Verkehrswege) einwirken.  

 
Lärm und Schallschutz Ergebnisse schallschutztechnische Untersuchung 
 
Der schallschutztechnische Untersuchungsbericht kann der Anlage 8 im Anhang zur Begründung 
entnommen werden.  

 
Bei der schallschutztechnischen Untersuchung wurde geprüft, ob der bestehende Verkehrslärm von der 

Kesselinger Straße (Landesstraße L85) und der umliegenden Wohnstraßen schädlich gegenüber den 

geplanten Wohnnutzungen sind. Zudem wurden für die Flurstücke nördlich des Kesselinger Bachs 

(Flurstück 28-29) und östlich Flurstücke (11/14 11/11) des Plangebiets von Gewerbelärmimmissionen 

ausgegangen und berechnet. Da die Ortsgemeinde zukünftig plant auf diesen Flächen Wohnnutzungen 

zu entwickeln wurde zudem berechnet, wie sich die Schallimmission dementsprechend auswirkt.  

 

Prüfung aktive Schallschutzmaßnahmen 

Es sind bezüglich des Straßenverkehrslärms keine aktiven Schallschutzmaßnahmen erforderlich. 

Gleiches gilt für die gewerbliche Schalleinwirkung (vgl. Ingenieurbüro für Bauphysik Dipl.-Ing. Ch. Malo: 
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Schallschutztechnischer Untersuchungsbericht zum Bebauungsplan „Nr.2, 12. Änderung“, 53506 

Ahrbrück: S. 39, 29.02.2024). 

 

Gesundheitsschutz 

Dem Gesundheitsschutz ist Genüge getan, wenn auf die mögliche Bebauung mit  

- Öffenbaren, notwendigen Fenstern zu schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109 

bzw.  

- auf zum Aufenthalt bestimmte Terrassen und Balkone der einwirkende Beurteilungspegel  

o im Tagzeitraum einen Schalldruckpegel von Lr,A ≤ 70 dB (A) und  

o im Nachzeitraum einen Schalldruckpegel von Lr, A ≤ 60 dB (A)  

der als zur Abwehr einer Gesundheitsgefährdung nach Ar. 2 Abs. 2 Satz 1 GG sowie unzumutbarer 

Eingriffe in das Eigentum nach Art. 14 Abs. 1 GG in der höchstrichterlichen Rechtsprechung 

entwickelten grundrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle darstellt, nicht überschreiten. 

 

Diese grundsätzliche Vorgabe des Gesundheitsschutzes wird innerhalb des gesamten bebaubaren 

Bereichs des Plangebiets im Tag- und Nachtzeitraum in Bezug auf die unterschiedlichen Lärmarten 

auch ohne zusätzliche aktive Schallschutzmaßnahmen erfüllt, wie der Anlagen 4.1ff des 

schalltechnischen Untersuchungsberichtes (Anlage 8 im Anhang zur Begründung) entnommen werden 

kann. Damit sind an allen Fassadenbereichen der geplanten Bebauung Außenbereiche (Balkone, 

Freisitze) von Wohnungen sowie öffenbare Fenster zu schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 

4109-1, 2018 Nummer 3.16 zulässig (vgl. Ingenieurbüro für Bauphysik Dipl.-Ing. Ch. Malo: 

Schallschutztechnischer Untersuchungsbericht zum Bebauungsplan „Nr.2, 12. Änderung“, 53506 

Ahrbrück, 29.02.2024: S. 39 ff., Anlage 8 im Anhang zur Begründung). 

 

Lärmpegelbereich 

 
„Wie der Anlage 6.1ff. (der Anlage 8 im Anhang zur Begründung) im Tagzeitraum entnommen werden 

kann, liegt innerhalb des gesamten Plangebiets der Lärmpegelbereich LPB I bis LPB III nach DIN 4109-

1, 2018 vor. Im Lärmpegelbereich LPB III ist für Gebäude mit Wohnnutzung das Schalldamm-Maß der 

Fassade gegen Außenlärm (quasi Mittelwert der fassadenbildenden Bauteile) im Rahmen des 

Bauantrages rechnerisch nachzuweisen. Für Fassaden zu Bürogebäuden muss der Nachweis zum 

Schallschutz gegen Außenlärm erst ab dem Lärmpegelbereich LPB IV rechnerisch geführt werden.  

 

Wie der Anlage 6.2ff (der Anlage 8 im Anhang zur Begründung) im Nachtzeitraum entnommen werden 

kann, liegen innerhalb des Plangebiets die Lärmpegelbereiche LPB I bis LPB III nach DIN4109-1, 2018 

vor. Im Lärmpegelbereich LPB III ist für Gebäude mit Wohnnutzung das Schalldämm-Maß der Fassade 

gegen Außenlärm (quasi Mittelwett der fassadenbildenden Bauteile) im Rahmen des Bauantrages 

rechnerisch nachzuweisen. Für Fassaden zu Bürogebäuden muss der Nachweis zum Schallschutz 

gegen Außenlärm erst ab dem Lärmpegelbereich LPB IV rechnerisch geführt werden. 
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Nach der DIN 4109-1, Januar 2018 muss bei der Festsetzung der Lärmpegelbereiche zwischen 

Räumen unterschieden werden, welche zum Aufenthalt im Tagzeitraum und zum Aufenthalt im 

Nachtzeitraum (Schlaf -, Kinder -, Gäste-, Hotelzimmer etc.) genutzt werden. Die Anlage 6.1ff. (der 

Anlage 8 im Anhang zur Begründung) Lärmpegelbereiche/ maßgebliche Außenlärmpegel im 

Tagzeitraum gilt nach DIN 4109, 2018 für alle schutzbedürftigen Raume, die überwiegend im Tagzeit 

raum genutzt werden. Für die überwiegend zum Schlafen genutzten Aufenthaltsräume (Schlafräume, 

Kinderzimmer, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten etc.) gelten die Lärmpegelbereiche / 

maßgebliche Außenlärmpegel berechnet für den Nachtzeitraum in der Anlage 6.2ff (der Anlage 8 im 

Anhang zur Begründung), wenn diese höher sind als die Lärmpegelbereiche/ maßgebliche 

Außenlärmpegel nach Anlage 6.1ff. (der Anlage 8 im Anhang zur Begründung).  

 

Bei der hier untersuchten Situation sind Anforderungen der Lärmpegelbereiche je nach Lage der 

Grundstücke entweder für den Tagzeitraum oder für den Nachtzeitraum an den nördlichen Fassaden 

der nördlichen Gebäudereihe entlang der Bachstraße und im Kreuzungsbereich Bachstraße – 

Mühlenstraße maßgeblich. Dies ist bei den anschließenden Berechnungen zu berücksichtigen“ (s. 

Ingenieurbüro für Bauphysik Dipl.-Ing. Ch. Malo: Schallschutztechnischer Untersuchungsbericht zum 

Bebauungsplan „Nr.2, 12. Änderung“, 53506 Ahrbrück: S. 40 ff., 29.02.2024). 

 

Im schallschutztechnischen Untersuchungsbericht wird aufgeführt, dass allgemein davon ausgegangen 

werden kann, dass bei üblichen Fassadenkonstruktionen und Fensterflächenanteilen keine erhebliche 

Mehraufwendungen für den Schallschutz im Lärmpegelbereich III aufgebracht werden müssen, jedoch 

muss im Rahmen des Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen werden, dass ausreichend 

Schallschutzmaßnahmen ergriffen werden (vgl. Ingenieurbüro für Bauphysik Dipl.-Ing. Ch. Malo: 

Schallschutztechnischer Untersuchungsbericht zum Bebauungsplan „Nr.2, 12. Änderung“, 53506 

Ahrbrück, 29.02.2024: S. 39 ff., Anlage 8 im Anhang zur Begründung). 
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6. Begründung der bauplanungsrechtlichen Festsetzungen (§9 Abs. 1 BauGB) 

6.1. Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §3 und §4 BauNVO) 

Das städtebauliche Konzept sieht für das Plangebiet vorrangig Wohnbebauung vor. Die festgesetzten 

Gebietsarten entsprechen damit auch dem in der unmittelbaren Umgebung um das Plangebiet 

vorherrschenden Nutzungsspektrum.  

 

6.1.1 Änderungsbereich 1 

Das Baugebiet im Änderungsbereich 1 wird entsprechend des angestrebten Ziels der Bereitstellung von 

Ersatzwohnraum im Bereich der Flächen im Gemeindeeigentum als "Reines Wohngebiet“ (WR) gem. 

§3 BauNVO festgesetzt.  

 

Die Art der baulichen Nutzung wird auf Grundlage des §1 Abs. 6 BauNVO dahingehend modifiziert, 

dass im Baugebiet WR nur Wohngebäude (gem. §3 Abs.2 Nr. 1 BauNVO) zulässig sind. Der Ausschluss 

der sonstigen nach §3 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO und §3 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 BauNVO baulichen 

Nutzungen soll sicherstellen, dass die neuen Baugrundstücke ausschließlich zu Wohnzwecken für 

Flutgeschädigte genutzt und nur Einzelhäuser entwickelt werden. 

 

6.1.2  Änderungsbereich 2 

Für den Änderungsbereich 2 wird, orientiert an der Bestandssituation, die Baugebietskategorie 

„Allgemeines Wohngebiet“ (WA) gem. §4 BauNVO festgesetzt.  

 

Im Baugebiet WA wird die Art der baulichen Nutzung dahingehend modifiziert, dass die nach §4 Abs. 3 

Nr. 4 und Nr. 5 BauNVO ausnahmsweise zugelassen Nutzungen unzulässig sind. Die Unzulässigkeit 

von Gartenbaubetriebe soll sicherstellen, dass das Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigt wird. 

Die Unzulässigkeit von Tankstellen soll Konflikte vermeiden, die sich regemäßig aufgrund der 

entstehenden zusätzlichen Verkehrsströme sowie der Betriebszeiten von Tankstellen mit der 

angrenzenden Wohnnutzung im reinen Wohngebiet ergeben.  Zudem wird im Rahmen der 

Konversionsmaßnahme die Entwicklung eines Mischgebiets im Bereich der ehemaligen Hallen 

angestrebt. Dabei sollen alle mischgebietsfähigen Nutzungen zukünftig dort konzentriert werden.  

 
6.2. Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V.m. §16 bis 21a 

BauNVO) 

6.2.1 Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl, Anzahl an Vollgeschossen  
 
Sowohl im Baugebiet WR als auch WA wird eine GRZ von 0,4 und GFZ von 0,7 festgesetzt. Hierdurch 

soll eine wirkungsvolle Begrenzung der zulässigen Versiegelung im Plangebiet, sowie eine Einbindung 

des Baugebietes in die bereits bestehende Baustruktur sichergestellt werden. 

 

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich ebenfalls am umliegenden Bestand und wird auf maximal 2 

Vollgeschosse sowohl für das Baugebiet WR als auch WA festgesetzt. 
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6.2.2 Höhe baulicher Anlagen 

Um eine städtebauliche Ordnung und ein einheitliches Ortsbild des Gebietes zu gewährleisten, werden 

im Baugebiet WA außerdem die maximal zulässige Traufhöhe von 6,50 Meter festgesetzt. Aufgrund der 

dichteren zulässigen Bebauung, die durch die 12. Änderung des Bebauungsplanes „Nr. 2“ ermöglicht 

wird, ist es wichtig die Höhenentwicklung zu steuern und auf eine maximal zulässige Traufhöhe zu 

begrenzen, um unproportionale bauliche Entwicklungen im Siedlungsgefüge zu vermeiden.  

 

6.3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen, Stellung baulicher Anlagen 

(§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §22 und §23 BauNVO) 

6.3.1 Bauweise 

In Anlehnung an die benachbarte Bebauung wird die offene Bauweise festgesetzt. Dabei sind im 

Baugebiet WR nur Einzelhäuser zulässig, um bei einer dichteren Bebauung ein einheitliches 

städtebauliches Gesamtbild zu sichern.  

 

6.3.2 Stellung baulicher Anlagen  

Um eine städtebauliche Ordnung und Gliederung der Baustruktur zu gewährleisten, wird im Baugebiet 

WR die Stellung der baulichen Anlagen festgesetzt. Aus diesem Grund wird die Firstrichtung in der 

Plandarstellung festgesetzt. Die Ausrichtung ermöglicht ebenfalls die Möglichkeit zur Nutzung von 

Solarenergie. Die spätere Bebauung ermöglicht damit auch in Bezug auf die Erfüllung der 

Anforderungen des „Erneuerbare Energien und Wärmegesetzes“ (EEWärmeG) größtmögliche 

Flexibilität und Potenziale.  

 

6.3.3  Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen in der Planzeichnung dargestellt. Von 

den angrenzenden Erschließungsstraßen wird ein Mindestabstand von 3 Metern eingehalten, um die 

Herstellung einer Vorgartenzone zu gewährleisten. Im Bereich der Einzelhausbebauung im Baugebiet 

WR sind die Dimensionen der Baufenster so gewählt, dass die Stellung der Gebäude auf dem 

Grundstück flexibel gestaltet werden kann, um zu gewährleisten, dass auch nutzbare Freiflächen auf 

der Südseite realisierbar sind. 

 

Die überbaubaren Grundstücksflächen im Bereich des Baugebiets WA werden im Hinblick auf die 

Festsetzungen aus dem Jahr 1966 vereinfacht dargestellt. Alle im Bestand vorliegenden genehmigten 

Nutzungen von Hauptgebäuden liegen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen.  
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6.4. Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen (§9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §12 

Abs. 2 und §21a BauNVO) 

6.4.1 Um die Herstellung der notwendigen Anzahl an Stellplätzen zu ermöglichen, sind Garagen 

(einschließlich Carports), Stellplätze und Nebenanlagen sowohl im Baugebiet WR als auch im 

Baugebiet WA auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksgrenze zulässig, sofern 

landesrechtliche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen. 

 

6.4.2 Zudem wird die Zulässigkeit von Garagen und Stellplätzen im Baugebiet WR eingeschränkt. 

Dort sind Garagen und Stellplätze nur zwischen Straßenbegrenzungslinie und der Hinterkante 

des Wohngebäudes beziehungsweise der seitlichen Verlängerung dieser Linie bis an die 

seitlichen Grundstücksgrenzen zulässig. Somit wird sichergestellt, dass die rückwärtigen 

Gartenbereiche hinter der Bebauung nicht als Stellplatzfläche genutzt werden kann und 

Anfahrtswege minimiert werden. Dies soll für eine weitere Ordnung des ruhenden Verkehrs 

im Baugebiet WR beitragen. 

 

6.4.3  Um eine städtebauliche Ordnung und eine ausreichend große Vorgartenzone im Baugebiet 

WR zu sichern, sind Garagen und Carports (überdachte Stellplätze) mit ihrer Zufahrtsseite 

mindestens 5,0m von der Straßenbegrenzungslinie zurückgesetzt zu errichten. Dieser 

Abstand dient zudem als Abstellfläche für Fahrzeuge. Hierdurch soll ein Blockieren der 

Fahrbahn bei der Einfahrt in Garagen vermieden werden. Dabei (auch in Hinblick auf offene 

Stellplätze) ist jedoch zu beachten, dass der reduzierte Straßenquerschnitt in der Stichstraße 

im Baugebiet WR nur 4,1m breit ist. 

 

 6.4.4 Im Bereich von Leitungsrechten („LR“ siehe Planzeichnung) ist eine Bebauung mit Garagen 

und Nebenanlagen unzulässig. Carports und Stellplätze sind nur mit Zustimmung des durch 

das Leitungsrecht Begünstigten bzw. des Versorgungsträgers zulässig. 

 

6.5. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§9 Abs. 1 Nr. 6 

BauGB) 

6.5.1 Im Baugebiet WR sind im Hinblick auf die dichtere Bebauung max. zwei Wohnungen je 

Wohngebäude zulässig. Im Baugebiet WR ist eine gleichmäßige Entwicklung von 

Einzelhäusern anzustreben und das durch die Begrenzung der zulässigen Wohneinheiten je 

Wohngebäude zusätzliches Verkehrsaufkommen so gering wie möglich zu halten. Ziel ist es 

hier im Rahmen der Konversionsmaßnahme gleichwertige Grundstücksverhältnisse zu 

schaffen und gleichzeitig einen zusammenhängenden Gebietscharakter zu wahren. 

Wohngebäude mit mehr als 2 Wohneinheiten können den Charakter einer 

Mehrfamilienhausbebauung erzeugen. Ziel der Ortsgemeinde ist es solche Bebauungen im 

Rahmen der Konversionsmaßnahme „Brohl Wellpappe“ zukünftig im Bereich der ehemaligen 

Hallen nördlich des Kesselinger Bachs vorzusehen und räumlich zu konzentrieren.  
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6.5.2  Im Baugebiet WA sind max. drei Wohnungen je Wohngebäude zulässig. Eine Begrenzung der 

max. zulässigen Anzahl an Wohnungen je Wohngebäude soll verhindern, dass der Charakter 

einer Mehrfamilienhausbebauung in unmittelbarer Nachbarschaft zum Baugebiet WR 

entsteht. Ziel der Ortsgemeinde ist es solche Bebauungen im Rahmen der 

Konversionsmaßnahme „Brohl Wellpappe“ zukünftig im Bereich der ehemaligen Hallen 

nördlich des Kesselinger Bachs vorzusehen und räumlich zu konzentrieren. 

6.6. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§9 
Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

6.6.1 Die bereits bestehenden Straßen „Talstraße“ und „Birkenweg“ im Änderungsbereich 3 

wurden im Rahmen der Planung der Erschließung des neuen Baugebietes hinsichtlich ihrer 

Anforderungen an Straßenbreiten etc. überprüft und im neuen Rechtsplan berücksichtigt. Der 

Straßenbau wurde nie in der angedachten Breite von 10 Metern realisiert. Die Festsetzung 

der Straßenbegrenzungslinie hat somit schon durch die tatsächliche Entwicklung ihre Wirkung 

eingebüßt, und wurde im Rahmen der 12. Änderung des Bebauungsplans „Nr. 2“ 

entsprechend angepasst.  

 

6.6.2  Das neue Baugebiet WR im ist über eine geplante Stichstraße als öffentliche Verkehrsfläche 

besonderer Zweckbestimmung an die Talstraße angeschlossen. Aufgrund der kurzen 

Ausbaulänge und der Erschließungsfunktion für nur fünf Baugrundstücke wird die Fläche als 

verkehrsberuhigter Bereich festgesetzt.  Diese Verkehrsfläche hat einen Straßenquerschnitt 

von 4,10 m. Der Ausbau ist als Mischfläche geplant. Die Straße übernimmt die 

Erschließungsfunktion für den motorisierten Individualverkehr. Darüber hinaus dient sie dem 

Geh- und Radverkehr. Der Erschließungsstich wird gemäß Plandarstellung verkehrsgerecht 

angeschlossen.  

 

6.7. Hinweis: Öffentliche Mülltonnenstandplätze  

An der Einmündung zur Talstraße werden Mülltonnenstandplätze für Abfall- und Wertstoffbehälter 

vorgesehen. In Stichstraßen sind grundsätzlich für Müllfahrzeuge ausreichend dimensionierte 

Wendeanlagen vorzuhalten. Die geplante Stichstraße im Baugebiet WR ist demnach für Müllfahrzeuge 

nicht befahrbar. Es fehlt eine ausreichende Straßenbreite und eine für dreiachsige Müllfahrzeuge 

ausgelegte Wendeanlage. Da es sich hier lediglich um die Erschließung von max. 5 Einzelhäusern 

handelt, sind im Einmündungsbereich Talstraße Mülltonnenstandplätze vorgesehen. Diese Bereiche 

sind dazu bestimmt, dass sie am Tag der Müllabfuhr von den Müllfahrzeugen zu Entleerung der 

häuslichen Sammelbehälter angefahren werden. Eine Dauerunterbringung der privaten Müllgefäße ist 

auf dieser Fläche untersagt. Die Anlieger der Stichstraße im Baugebiet WR, deren Grundstücke nicht 

von dreiachsigen Müllfahrzeugen angefahren werden können, sind gehalten, ihre Abfallgefäße auf der 

gekennzeichneten Fläche am Abfuhrtag bereitzustellen und am gleichen Tag wieder zu entfernen.  
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Somit können Abfall- und Wertstoffbehältnisse an der nächsten für das Abfallsammelfahrzeug sicher zu 

befahrende Straße zur Abfuhr bereitgestellt werden.  

 

Die Regelungen zu den in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen für Mülltonnenstandplätze 

werden im Rahmen der Regelungen zum Straßenverkehr bestimmt. 

 

6.8. Grüngestaltung auf privaten Flächen im Baugebiet WR (§9 Abs. 1 Nr. 25a 

BauGB) 

Um im Baugebiet WR eine ausreichende Begrünung mit attraktivem Wohnumfeld zu ermöglichen und 

Beiträge zu einer positiven mikroklimatischen Entwicklung im Siedlungsbereich zu leisten, wird ein 

Mindestumfang an Begrünung vorgesehen. Dabei sollen einheimische Pflanzenarten verwendet 

werden. 
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7. Begründung der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen (§88 LBauO RLP) 

Um das ortstypische Gesamtbild zu bewahren, wurden vor allem für das Baugebiet WR 

bauordnungsrechtliche Festsetzungen getroffen, die eine ortstypische, ansprechende bauliche 

Entwicklung gewährleisten sollen (Dachneigung, Dachaufbauten, Materialien und Farben). Eine 

flexiblere Gestaltung dieser Festsetzungen gelten im Baugebiet WA. Hier orientieren sich die 

Festsetzungen an der bereits bestehenden Bebauung.    

 

7.1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen im Baugebiet WR (§88 Abs. 1 Nr. 1 
LBauO) 

7.1.1 Dächer  

Die Festsetzung der Dachformen, -neigungen, -materialien und -aufbauten für das Baugebiet WR stellt 

sicher, dass ortstypische Dachstrukturen entwickelt werden. Ortstypisch für Ahrbrück sind Einzelhäuser 

in ein- bis zweigeschossiger Bauweise mit geneigten, vorwiegend Satteldächer, in Grau- und 

Anthrazittönen.  

 

Die Gesamtbreite der Dachaufbauten im Baugebiet WR darf auf jeder Gebäudeseite nicht mehr als 1/3 

der Gesamtbreite der Trauflinie betragen. Von der Traufe ist ein Abstand von mindestens 0,5m und vom 

Ortgang jeweils mindestens 1,5m einzuhalten. So wird der Eindruck von größeren Dachaufbauten, die 

den Eindruck eines weiteren Vollgeschosses erwecken, vermieden und ein einheitliches 

städtebauliches Bild gesichert. 

 

Flachdächer auf Nebenanlagen, Garagen und überdachten Stellplätzen im Baugebiet WR sind extensiv 

zu begrünen. Dadurch soll zu einer positiven mikroklimatischen Entwicklung und einem verminderten 

Regenwasserabfluss im Siedlungsbereich beigetragen werden. 

 
7.1.2 Fassadenfarben 

Bei Neubauten im Baugebiet WR soll die Fassadenfarbe, dem Ortsbild entsprechend, und im Hinblick 

auf eine einheitliche Gestaltung mit ortstypischen und nicht grellen Farben gestaltet werden. Zudem soll 

durch die einheitliche Farbgebung der zulässigen Fassadenfarben eine „gestalterische Handschrift“ und 

die optische Abhebung der mit Landesmitteln geförderten Siedlungsbereiche von der Umgebung 

sichergestellt werden.  Die Farbgestaltung der Fassaden soll sich am regionaltypischen Kontext 

orientieren. Regionaltypisch für den Kreis Ahrweiler sind verschiedenste Beige- und Ocker- und 

Brauntöne, die sich gut in das Landschaftsbild einfügen. Ziel ist es, dass sich die Fassadenfarben an 

den regionaltypischen Materialien, die zum Bauen verwendet werden, orientieren. Häufig werden hierfür 

Tuffe, Grauwacke, roter und graugelber Sandstein verwendet Die Angabe der Farbbereiche nach dem 

Natural-Color-System ermöglicht eine einfache Überprüfung der Farbcodes. Der/die Bauherr/in kann 

bei der Farbwahl die zulässigen Farbbereiche beim Fachhändler anmischen lassen. Die Farbcodes 

können anschließend unkompliziert nachvollzogen werden.  
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Abbildung 24: Nach Natural Color System zulässige Farbbereiche (Färginstitutet: NCS DGITAL ATLAS 1950, 
Natural Color System, Stockholm 2007 ) 
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Abbildung 25: Anwendungsbeispiel NCS am Farbton Gelb mit einem Rotanteil von 20% (Färginstitutet: NCS 
DGITAL ATLAS 1950, Natural Color System, Stockholm 2007) 
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7.2. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen im Baugebiet WA (§88 Abs. 1 Nr. 1 
LBauO) 

Die Festsetzung der Dachneigungen für das Baugebiet WA wird entsprechend der tatsächlichen 

Entwicklung im Bestand vereinfacht festgesetzt. Orientiert an der Bestandssituation sind geneigte 

Dächer zwischen 23° und 30° zulässig. Garagen und Nebenanlagen dürfen von dieser Festsetzung 

abweichen. 

 

7.3. Einfriedungen im Baugebiet WR 

7.3.1 Um die Vorzonen der Gebäude im Baugebiet WR ansprechend zu gestalten und zu große 

Wandwirkungen zu vermeiden, sind Einfriedungen, die baulich angelegt sind, in diesem 

Bereich unzulässig. Um trotzdem die Einsehbarkeit privater Grundstücke eingrenzen zu 

können, sind in diesem Bereich Einfriedungen durch Bepflanzungen (Hecken) bis zu einer 

Höhe von 1,2 Meter über dem Niveau der angrenzenden Verkehrsfläche zulässig. Dadurch 

soll eine einheitliche Gestaltung der Vorzonen der Gebäude sichergestellt werden und die 

Entwicklung eines einheitlichen Gesamtbildes gewahrt werden. 

 

7.3.2 Einfriedungen dürfen im Bereich des eingetragenen Sichtdreieck max. eine Höhe von 0,8 

Meter über Oberkante ausgebaute Erschließungsstraße an keiner Stelle überschreiten, um 

erforderliche Sichtweiten im Straßenverkehr sicherzustellen. 

 

7.4. Begrünung baulicher Anlagen sowie die Anpflanzung von Bäumen und 

Sträuchern  

Um ein ansprechendes städtebauliches Gesamtbild zu wahren, sollen Mindestanforderungen an eine 

ansprechende Vorgartengestaltung im Baugebiet WR bauordnungsrechtlich gesichert sein. Um die 

versiegelten Flächen so gering wie möglich zu halten sind 50% der Fläche des Vorgartenbereichs, d.h. 

zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der Vorderkante des Baukörpers bzw. dessen Verlängerung 

an die seitlichen Grundstücksgrenzen, offen zu gestalten.   

 

7.5. Zahl der notwendigen Stellplätze 

Um das Neuverkehrsaufkommen im Geltungsbereich so gering wie möglich zu halten, sind Stellplätze 

und Garagen nur für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf zulässig und 

nachzuweisen. Da mit der 12. Änderung des Bebauungsplans „Nr. 2“ eine Reduzierung der 

Verkehrsflächen erfolgt und Stellplätze im Straßenraum geringgehalten werden sollen, müssen pro 

Wohneinheit mindestens 2 Stellplätze auf dem Baugrundstück nachgewiesen werden.   
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8. Wesentliche Auswirkungen der Planung  

 
Aus der vorliegenden Änderungsplanung resultieren nur für den Änderungsbereich 1 (städtebauliche 

Nachverdichtung) unmittelbare Erschließungskosten: 

 

Die Verkehrserschließung einschließlich Beleuchtung wird von der Ortsgemeinde hergestellt werden. 

Gleiches gilt für die Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Baugebietes.  

 

Die von der Ortsgemeinde zu tragenden Erschließungsaufwendungen können über den Verkauf der 

fertig erschlossenen Baugrundstücke sodann refinanziert werden. Die sonstige Erschließung im 

Änderungsbereich 1 erfolgt durch das Abwasserwerk Mittelahr, bzw. durch die einzelnen 

Versorgungsträger. 

 

Für die Änderungsbereiche 2 und 3 resultieren aus der vorliegenden Änderungsplanung keine 

Folgekosten für die Ortsgemeinde, bzw. für die Anlieger: Die Erschließung ist vollständig vorhanden. 

 

Im Zusammenhang mit späteren Straßenausbaumaßnahmen können satzungsgemäße 

Anliegerbeiträge erhoben werden. Zum jetzigen Zeitpunkt sind keine Ausbaumaßnahmen geplant. 
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9. Abwägung 

9.1. Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) und 

frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, wurde vom 08.12.2022 bis einschließlich 21.12.2022 für 

die Öffentlichkeit und der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange im Zeitraum vom 

13.12.2022 bis einschließlich 20.01.2023 durchgeführt.  

 

Nachfolgend werden die wesentlichen Auswirkungen auf den Bebauungsplan im Rahmen der 

Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) und frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 

BauGB) dargestellt: 

 

Im Zuge dieser frühzeitigen Beteiligung sind ausschließlich Stellungnahmen von Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange eingegangen.  

 

Besonders hervorzuheben ist die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde der Kreisverwaltung 

Ahrweiler, die das Erfordernis einer artenschutzrechtlichen Eingangsbeurteilung für den überplanten 

Bereich anzeigte. Im Auftrag der Ortsgemeinde Ahrbrück war ein entsprechendes Fachgutachten zum 

Artenschutz in Auftrag gegeben worden. In diesem Zusammenhang liegt der Ortsgemeinde seit dem 

17.05.2023 eine Ausnahmegenehmigung gem. §30 Abs. 3 BNatSchG vor.  

 

Weiter wurden die Anregungen der Kreisverwaltung bezüglich der Abfallwirtschaft zur Ausgestaltung 

von Erschließungsstraßen zur Kenntnis genommen. Die Maßgaben der Richtlinie für die Anlage von 

Stadtstraßen (RASt 06) werden für die umlaufenden Straßen „Birkenweg“, „Talstraße“, „Mühlenstraße“ 

und „Bachstraße“ durch Festsetzung der öffentlichen Verkehrsfläche sichergestellt. Im 

Änderungsbereich 1 wird die innere Fahrerschließung über eine Stichstraße sichergestellt werden, die 

im Bebauungsplan als „Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung – verkehrsberuhigter 

Bereich“ festgesetzt ist. Diese öffentliche Verkehrsfläche ist rund 33 Meter lang und dient der 

Erschließung von lediglich 5 Hinterlieger-Grundstücken. Die Dimensionierung der Stichstraße wird 

zugunsten des resultierenden Nettobaulandes auf ein technisches Mindestmaß reduziert. Die Straße 

kann somit nicht von 3-achsigen Müllfahrzeugen befahren werden. Zur Sicherstellung einer geordneten 

Müllentsorgung werden im Einmündungsbereich der Stichstraße auf die „Talstraße“ deshalb Bereiche 

mit der Kennzeichnung „MÜ“ festgesetzt, die zur temporären Aufstellung der Müllgefäße am Tag der 

Entleerung dienen.  
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9.2. Abwägung der Stellungnahmen aus der formellen Beteiligung der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) und der 

Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

Die formelle Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 

wurde vom 27.09.2023 bis einschließlich 30.10.2023 durchgeführt.  

 

Besonders hervorzuheben sind die Stellungnahmen der Kreisverwaltung Ahrweiler, der Struktur- und 

Genehmigungsdirektion (SGD) Nord und des Landesbetriebs Mobilität (LBM) Cochem-Koblenz.  

Die Kreisverwaltung Ahrweiler (Landesplanung/Städtebau) gibt den Hinweis, dass die Fläche innerhalb 

eines Vorbehaltsgebietes für Erholung und Tourismus liegt. Nach Grundsatz G 58 RROPl soll in den 

Vorbehaltsgebieten Erholung und Tourismus die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und 

Landschaft nachhaltig geschützt und die Landschaft in ihrer Funktion als Raum für die naturnahe, 

landschaftsgebundene, stille Erholung der Bevölkerung erhalten und entwickelt werden. In diesen 

Räumen soll dem Schutz des Landschaftsbildes bei raumbedeutsamen Entscheidungen ein 

besonderes Gewicht beigemessen werden. Aufgrund der Lage innerhalb des Siedlungskörpers ist bei 

einer angemessenen Dimensionierung der Gebäude kein Konflikt mit dem Grundsatz G 58 

anzunehmen. Dennoch ist dieser im Zuge der Abwägung mit dem ihm zustehenden Gewicht zu 

berücksichtigen (s. Kap. 4.1). 

 

Die Untere Naturschutzbehörde stellt klar, dass abweichend von Kapitel 9.1 - Abwägung der 

Begründung für die 12. Änderung des Bebauungsplans „Nr. 2“ die Untere Naturschutzbehörde eine 

Ausnahme gemäß § 30 Abs. 4 BNatSchG erteilt hat und diese lediglich den Biotopschutz gemäß § 30 

BNatSchG zum Genehmigungsinhalt hat. Die hierfür erforderliche „Grünlandkartierung der Flurstücke 

27/5, 26/7 und 26/6 der Flur 2 in der Gemarkung Ahrbrück, im Rahmen des Konversionsmanagements 

der OG Ahrbrück“ (VALERIUS, 2022, Dorsel) ist zunächst nicht dazu geeignet, artenschutzrechtliche 

Verbotstatbestände im Sinne des § 44 Abs. 5 BNatSchG auszuschließen. Mit Vorlage der 

„Artenschutzrechtlichen Potentialanalyse der Flurstücke 27/5, 26/6, 26/7, 26/5 tlw. und 25/15 tlw. der 

Flur 2 in der Gemarkung Ahrbrück“ (Anlage 9 im Anhang der Begründung) am 25.10.2023 konnte jedoch 

der Nachweis erbracht werden, dass im Zuge der 12. Änderung des Bebauungsplans „Nr. 2“ keine 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände ausgelöst werden. 

 

Die SGD Nord äußerte Bedenken zum Entwässerungskonzept. Für den Änderungsbereich 1 war im 

Auftrag des Landes Rheinland-Pfalz von dem Planungsbüro SMS aus Bonn ein Entwässerungskonzept 

erstellt, mit den übergeordneten Fachbehörden abgestimmt und in den Bebauungsplan integriert 

worden. Das Entwässerungskonzept ist außerdem als „Anlage 1“ den Bebauungsplanunterlagen 

beigefügt.  Gemäß diesen Unterlagen wurde die Leistungsfähigkeit der bestehenden 

Entwässerungskanäle einbezogen und abgeschätzt, ob es durch den Anschluss weiterer Einleitmengen 

aus dem geplanten Neubaugebiet zu hydraulischen Überlastungen kommen kann. Hierbei wurde 

festgestellt, dass es in den Bestandskanälen zu Überlastungen der hydraulischen Leistungsfähigkeit 
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durch den zusätzlichen Niederschlagsabfluss aus dem Erschließungsbereich kommen kann. Insofern 

bestanden aus abwassertechnischer Sicht noch Bedenken gegen die geplante Entwässerung des 

geplanten Gebietes. Die seitens der SGD Nord im Schreiben vom 30.10.2023 vorgetragenen Bedenken 

zum Entwässerungskonzept (Niederschlagsentwässerung) beruhen jedoch auf einer 

missverständlichen Ausführung im entsprechenden Erläuterungsbericht. Die Ausführungen sind zudem 

wortgleich in die Begründung zur 12. Bebauungsplan-Änderung übernommen worden.  Seitens der 

Planungsbüros SMS konnte in Rücksprache mit der zuständigen Stelle bei der SGD Nord der 

tatsächliche Sachverhalt klargestellt werden:  

 

Im Rahmen der Erstellung des Entwässerungskonzepts wurde die im Baugebiet zu erwartende 

Abflussmenge für den Bemessungsniederschlag ermittelt. Die geplanten Kanalhaltungen für den 

Regenwasser-Kanal im Bebauungsplan-Gebiet wurden entsprechend darauf dimensioniert. Für die 

Anschlusshaltung im Birkenweg konnte ebenfalls festgestellt werden, dass die im Baugebiet anfallende 

Abflussmenge im Bestandskanal problemlos abgeleitet werden kann. Bei der bestehenden Haltung, an 

die der Anschluss erfolgen soll, handelt es sich um eine Anfangshaltung. Es sind somit keine großen 

Flächen an den bestehenden Regenwasser-Kanal angeschlossen, sodass der zu erwartende Abfluss 

im Bestandskanal als gering einzuschätzen ist. Im Erläuterungsbericht sollte jedoch darauf hingewiesen 

werden, dass für das unterliegende Regenwasser-Kanalnetz ggf. überprüft werden sollte, ob durch die 

Einleitung des Niederschlagswassers aus dem Baugebiet u.U. Überlastungen des Regenwasserkanals 

möglich sind. Daher wurde auch ein Hinweis auf eine mögliche Generalentwässerungsplanung für das 

Gebiet in den Bericht aufgenommen. Im Rahmen der Planung des Büros SMS sind jedoch keine 

Berechnungen zu möglichen Überlastungen der hydraulischen Leistungsfähigkeit des Kanalnetzes 

durchgeführt worden. Es konnte somit nicht festgestellt werden, dass es zu Überlastungen des 

Regenwasser-Kanals durch die Erschließung kommen kann. 

 

Die SGD bestätigte, dass vor dem Hintergrund der Klarstellung somit keine grundsätzlichen Bedenken 

zur geplanten Entwässerung bestehen. Das Entwässerungskonzept wird vom Planungsbüro SMS 

redaktionell ergänzt und dem Rechtsplan beigefügt. Die Begründung wird im dargelegten Umfang 

ergänzt.  

 

Der LBM gibt den Hinweis, dass die im Änderungsbereich 1 neu hinzukommende Wohnbebauung und 

die hier getroffene Festsetzung eines „Reinen Wohngebietes“ (WR) in Kenntnis der 

Verkehrslärmsituation auf der L 85 (Kesselinger Straße) zu erfolgen hat. Vorsorglich wurde ein 

Schallgutachter beauftragt, eine Schallschutztechnische Untersuchung durchzuführen (s. Kap. 5.5).   
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Anlagen 

 
Anlage 1 Ingenieursgruppe Stehen-Meyer-Schmiddem: Vorplanung Erschließungs- und 

Entwässerungskonzept Stichstraße „Talstraße“, 19.06.2023 

 
Anlage 2 Ingenieursgruppe Stehen-Meyer-Schmiddem: Vorplanung Erschließungskonzept 

Straßenplanung „Talstraße/Birkenweg“, 02.06.2023 

 

Anlage 3 RSK Alenco GmbH: Historische Erkundung im geplanten Neubaugebiet Talstraße in 

53506 Ahrbrück, 23.02.2023 

 

Anlage 4 RSK Alenco: Orientierende geotechnische Untersuchung des Untergrunds im geplanten 

Neubaugebiet Talstraße 53506 Ahrbrück, 23.02.2023 

 

Anlage 5 Planungsbüro Valerius: Grünlandeinschätzung, 29.07.2022 

 

Anlage 6 Planungsbüro Valerius: Vegetationskartierung, Dezember 2022 

 

Anlage 7 Untere Naturschutzbehörde der Kreisverwaltung Ahrweiler: Ausnahmeerteilung, 

17.05.2023 

 

Anlage 8 Ingenieurbüro für Bauphysik Dipl.-Ing. Ch. Malo: Schallschutztechnischer 

Untersuchungsbericht zum Bebauungsplan „Nr.2, 12. Änderung“, 53506 Ahrbrück, 

29.02.2024 

 

Anlage 9 Planungsbüro Valerius: Artenschutzrechtliche Potentialanalyse, Oktober 2023 
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